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Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts
– GvKostRNeuOG –

 

A. Zielsetzung

 

Das Gesetz zur Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts soll das Ge-
richtsvollzieherkostenrecht wesentlich vereinfachen und die Kostendeckungs-
quote der Länder im Bereich des Gerichtsvollzieherwesens verbessern.

 

B. Lösung

 

Das geltende Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher soll durch ein neues
Gerichtsvollzieherkostengesetz abgelöst werden. In diesem Gesetz sollen ins-
besondere die Kostentatbestände in einem Kostenverzeichnis übersichtlich dar-
gestellt und die derzeit geltenden Wertgebühren durch Festgebühren ersetzt
werden. Die Höhe der Gebühren ist so vorgesehen, dass für die Länder Mehr-
einnahmen von 10 bis 15 % zu erwarten sind.

Weitere Schwerpunke des Gesetzentwurfs sind:

– Wegfall nicht mehr benötigter Gebührentatbestände,

– Ersetzung von Auslagentatbeständen, die zum Ansatz von Kleinbeträgen
führen, durch eine Auslagenpauschale,

– stärkere Pauschalierung der Gebühren verbunden mit einer nur noch ein-
geschränkten Erhebung von Zeitzuschlägen,

– Wegfall aller Verordnungsermächtigungen für das Bundesministerium
der Justiz und die Landesregierungen.

 

C. Alternativen

 

Keine

 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Der Bund wird nicht mit nennenswerten Kosten belastet. Für die Länder sind
Mehreinnahmen zwischen 50 und 60 Mio. DM zu erwarten. Für die Kommu-
nen entstehen nur in einigen Ländern Mehrausgaben in Höhe von 10 bis 15 %
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ihrer bisherigen Ausgaben für die Inanspruchnahme von Gerichtsvollziehern.
In den meisten Ländern genießen die Kommunen nach Landesrecht Gebühren-
freiheit.

2. Vollzugsaufwand

Keiner

 

E. Sonstige Kosten

 

Für die Wirtschaft und für Private werden die Ausgaben für die Inanspruch-
nahme der Gerichtsvollzieher um 10 bis 15 % steigen. Der Umfang der Belas-
tungen ist nicht bezifferbar, weil er von der tatsächlichen Inanspruchnahme der
Gerichtsvollzieher abhängig ist.

Auswirkungen auf Einzelpreise sowie das Preisniveau, insbesondere das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

022 (131) – 446 00 – Ge 50/00
Berlin, den 18. Mai 2000

An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

11011 Berlin

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts
– GvKostRNeuOG –

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt.

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz.

Der Bundesrat hat in seiner 747. Sitzung am 4. Februar 2000 gemäß Artikel 76 Abs. 2
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich
Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der als
Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt.

 

Gerhard Schröder
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Entwurf eines Gesetzes

 

 

 

zur Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts
– GvKostRNeuOG –

 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

 

Artikel 1

Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher
(Gerichtsvollzieherkostengesetz – GvKostG)

 

I n h a l t s ü b e r s i c h t

 

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

§ 2 Kostenfreiheit

§ 3 Auftrag

§ 4 Vorschuss

§ 5 Zuständigkeit für den Kostenansatz,

 

 

 

Erinnerung, Be-

schwerde

§ 6 Nachforderung

§ 7 Nichterhebung von Kosten wegen unrichtiger Sach-

behandlung

§ 8 Verjährung

§ 9 Höhe der Kosten

Abschnitt 2

Gebührenvorschriften

§ 10 Abgeltungsbereich der Gebühren

§ 11 Tätigkeit zur Nachtzeit, an Sonnabenden, Sonn- und

Feiertagen

§ 12 Siegelungen, Vermögensverzeichnisse, Proteste und

ähnliche Geschäfte

Abschnitt 3

Kostenzahlung 

§ 13 Kostenschuldner

§ 14 Fälligkeit

§ 15 Entnahmerecht

§ 16 Verteilung der Verwertungskosten

§ 17 Verteilung der Auslagen bei der Durchführung meh-

rerer Aufträge

Abschnitt 4

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 18 Übergangsvorschrift

§ 19 Übergangsvorschrift aus Anlass des Inkrafttretens

dieses Gesetzes

§ 20 In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genann-

ten Gebiet anzuwendende Maßgaben

 

Anlage 1
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

 

§ 1

Geltungsbereich

(1) Für die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers, für die er

nach Bundes- oder Landesrecht sachlich zuständig ist, wer-

den Kosten (Gebühren und Auslagen) nur nach diesem Ge-

setz erhoben.

(2) Landesrechtliche Vorschriften über die Kosten der

Vollstreckung im Verwaltungszwangsverfahren bleiben un-

berührt.

§ 2

Kostenfreiheit

(1) Von der Zahlung der Kosten sind befreit der Bund,

die Länder und die nach dem Haushaltsplan des Bundes

oder eines Landes für Rechnung des Bundes oder eines

Landes verwalteten öffentlichen Körperschaften oder An-

stalten. Bei der Vollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher

Geldforderungen ist maßgebend, wer ohne Berücksichti-

gung des § 252 der Abgabenordnung oder entsprechender

Vorschriften Gläubiger der Forderung ist.

(2) Bei der Durchführung des Bundessozialhilfegesetzes

sind die Träger der Sozialhilfe, bei der Durchführung des

Achten Buchs Sozialgesetzbuch die Träger der öffentlichen

Jugendhilfe und bei der Durchführung der ihnen obliegen-

den Aufgaben nach dem Bundesversorgungsgesetz die Trä-

ger der Kriegsopferfürsorge von den Gebühren befreit.

Sonstige Vorschriften, die eine sachliche oder persönliche

Befreiung von Kosten gewähren, gelten für Gerichtsvollzie-

herkosten nur insoweit, als sie ausdrücklich auch diese Kos-

ten umfassen.

(3) Landesrechtliche Vorschriften, die in weiteren Fällen

eine sachliche oder persönliche Befreiung von Gerichtsvoll-

zieherkosten gewähren, bleiben unberührt.

(4) Die Befreiung von der Zahlung der Kosten oder der

Gebühren steht der Entnahme der Kosten aus dem Erlös

(§ 15) nicht entgegen.

§ 3

Auftrag

(1) Der Auftrag ist auf die Erledigung einer oder mehre-

rer Amtshandlungen gerichtet. Werden bei der Durchfüh-

rung eines Auftrags mehrere Amtshandlungen durch ver-

schiedene Gerichtsvollzieher erledigt, die ihren Amtssitz in

verschiedenen Amtsgerichtsbezirken haben, gilt die Tätig-

keit jedes Gerichtsvollziehers als Durchführung eines be-

sonderen Auftrags.

(2) Es handelt sich um denselben Auftrag, wenn der Ge-

richtsvollzieher gleichzeitig beauftragt wird,

1. einen Vollstreckungstitel zuzustellen und hieraus gegen

den Zustellungsempfänger zu vollstrecken oder

2. denselben Vollstreckungstitel an Gesamtschuldner zuzu-

stellen oder

3. mehrere Vollstreckungshandlungen aufgrund desselben

Titels gegen denselben Vollstreckungsschuldner oder

Vollstreckungshandlungen gegen Gesamtschuldner aus-

zuführen; dies gilt auch, wenn der Auftrag zur Abnahme

der eidesstattlichen Versicherung mit einem Vollstre-

ckungsauftrag verbunden ist (§ 900 Abs. 2 Satz 1 der Zi-

vilprozessordnung).

Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Ein Auftrag ist erteilt, wenn er dem Gerichtsvollzie-

her oder der Geschäftsstelle des Gerichts, deren Vermittlung

oder Mitwirkung in Anspruch genommen wird, zugegangen

ist. Wird der Auftrag zur Abnahme der eidesstattlichen Ver-

sicherung mit einem Vollstreckungsauftrag verbunden

(§ 900 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozessordnung), gilt der Auf-

trag zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung als er-

teilt, sobald die Voraussetzungen nach § 807 Abs. 1 der Zi-

vilprozessordnung vorliegen.

(4) Ein Auftrag gilt als durchgeführt, wenn er zurückge-

nommen worden ist oder seiner Durchführung oder weite-

ren Durchführung Hinderungsgründe entgegenstehen. Dies

gilt nicht, wenn der Auftraggeber zur Fortführung des Auf-

trags eine richterliche Anordnung nach § 758a der Zivilpro-

zessordnung beibringen muss und diese Anordnung dem

Gerichtsvollzieher innerhalb eines Zeitraumes von drei Mo-

naten zugeht, der mit dem ersten Tag des auf die Absendung

einer entsprechenden Anforderung an den Auftraggeber fol-

genden Kalendermonats beginnt. Der Zurücknahme steht es

gleich, wenn der Gerichtsvollzieher dem Auftraggeber mit-

teilt, dass er den Auftrag als zurückgenommen betrachtet,

weil damit zu rechnen ist, die Zwangsvollstreckung werde

fruchtlos verlaufen, und wenn der Auftraggeber nicht bis

zum Ablauf des auf die Absendung der Mitteilung folgen-

den Kalendermonats widerspricht. Der Zurücknahme steht

es auch gleich, wenn im Falle des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2

der geforderte Vorschuss nicht bis zum Ablauf des auf die

Absendung der Vorschussanforderung folgenden Kalender-

monats beim Gerichtsvollzieher eingegangen ist.

§ 4

Vorschuss

(1) Der Auftraggeber ist zur Zahlung eines Vorschusses

verpflichtet, der die voraussichtlich entstehenden Kosten

deckt. Die Durchführung des Auftrags kann von der Zah-

lung des Vorschusses abhängig gemacht werden. Die

Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Auftrag vom Gericht

erteilt wird oder dem Auftraggeber Prozesskostenhilfe be-

willigt ist. Sie gelten ferner nicht für die Erhebung von Ge-

bührenvorschüssen, wenn aus einer Entscheidung eines Ge-

richts für Arbeitssachen oder aus einem vor diesem Gericht

abgeschlossenen Vergleich zu vollstrecken ist.

(2) Reicht ein Vorschuss nicht aus, um die zur Aufrecht-

erhaltung einer Vollstreckungsmaßnahme voraussichtlich

erforderlichen Auslagen zu decken, gilt Absatz 1 entspre-

chend. In diesem Fall ist der Auftraggeber zur Leistung ei-

nes weiteren Vorschusses innerhalb einer Frist von mindes-

tens zwei Wochen aufzufordern. Nach Ablauf der Frist kann

der Gerichtsvollzieher die Vollstreckungsmaßnahme aufhe-

ben, wenn die Aufforderung verbunden mit einem Hinweis

auf die Folgen der Nichtzahlung nach den Vorschriften der

Zivilprozessordnung zugestellt worden ist und die gefor-

derte Zahlung nicht bei dem Gerichtsvollzieher eingegan-

gen ist.
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(3) In den Fällen des § 3 Abs. 4 Satz 2 bis 4 bleibt die

Verpflichtung zur Zahlung der vorzuschießenden Beträge

bestehen.

§ 5

Zuständigkeit für den Kostenansatz, Erinnerung,

Beschwerde

(1) Die Kosten werden von dem Gerichtsvollzieher ange-

setzt, der den Auftrag durchgeführt hat. Der Kostenansatz

kann im Verwaltungswege berichtigt werden, solange nicht

eine gerichtliche Entscheidung getroffen ist.

(2) Über die Erinnerung des Kostenschuldners und der

Staatskasse gegen den Kostenansatz entscheidet, soweit

nicht nach § 766 Abs. 2 der Zivilprozessordnung das Voll-

streckungsgericht zuständig ist, das Amtsgericht, in dessen

Bezirk der Gerichtsvollzieher seinen Amtssitz hat. Auf die

Erinnerung und die Beschwerde ist § 5 Abs. 2 bis 6 des Ge-

richtskostengesetzes entsprechend anzuwenden. Über die

Beschwerde entscheidet das Landgericht. Soweit in § 5

Abs. 4 Satz 5 des Gerichtskostengesetzes auf die für Be-

schwerden in der Hauptsache geltenden Vorschriften ver-

wiesen wird, sind die Vorschriften der Zivilprozessordnung

anzuwenden.

(3) Auf die Erinnerung des Kostenschuldners gegen die

Anordnung des Gerichtsvollziehers, die Durchführung des

Auftrags oder die Aufrechterhaltung einer Vollstreckungs-

maßnahme von der Zahlung eines Vorschusses abhängig zu

machen, und auf die Beschwerde ist Absatz 2 entsprechend

anzuwenden.

§ 6

Nachforderung

Wegen unrichtigen Ansatzes dürfen Kosten nur nachge-

fordert werden, wenn der berichtigte Ansatz vor Ablauf des

nächsten Kalenderjahres nach Durchführung des Auftrags

dem Zahlungspflichtigen mitgeteilt worden ist.

§ 7

Nichterhebung von Kosten wegen unrichtiger

Sachbehandlung

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung der Sache nicht

entstanden wären, werden nicht erhoben.

(2) Die Entscheidung trifft der Gerichtsvollzieher. § 5

Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. Solange nicht das Ge-

richt entschieden hat, kann eine Anordnung nach Absatz 1

im Verwaltungsweg erlassen werden. Eine im Verwaltungs-

weg getroffene Anordnung kann nur im Verwaltungsweg

geändert werden.

§ 8

Verjährung

(1) Ansprüche auf Zahlung von Kosten verjähren in vier

Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Kosten

fällig geworden sind.

(2) Ansprüche auf Rückerstattung von Kosten verjähren

in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der

Anspruch entstanden ist. Die Verjährung beginnt jedoch

nicht vor dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt.

(3) Auf die Verjährung sind die Vorschriften des Bürger-

lichen Gesetzbuchs anzuwenden; die Verjährung wird nicht

von Amts wegen berücksichtigt. Die Verjährung der An-

sprüche auf Zahlung von Kosten wird auch durch die Auf-

forderung zur Zahlung oder durch eine dem Kostenschuld-

ner mitgeteilte Stundung unterbrochen. Ist der Aufenthalt

des Kostenschuldners unbekannt, so genügt die Zustellung

durch Aufgabe zur Post unter seiner letzten bekannten An-

schrift. Bei Kostenbeträgen unter 48,90 Deutsche Mark

wird die Verjährung nicht unterbrochen.

§ 9

Höhe der Kosten

Kosten werden nach dem Kostenverzeichnis der Anlage

zu diesem Gesetz erhoben, soweit nichts anderes bestimmt

ist.

 

Abschnitt 2

Gebührenvorschriften

 

§ 10

Abgeltungsbereich der Gebühren

(1) Bei Durchführung desselben Auftrags wird eine Ge-

bühr nach derselben Nummer des Kostenverzeichnisses nur

einmal erhoben. Dies gilt nicht für die nach dem

6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses zu erhebenden Ge-

bühren, wenn für die Erledigung mehrerer Amtshandlungen

Gebühren nach verschiedenen Nummern des Kostenver-

zeichnisses zu erheben wären. Eine Gebühr nach dem ge-

nannten Abschnitt wird nicht neben der entsprechenden Ge-

bühr für die Erledigung der Amtshandlung erhoben.

(2) Ist der Gerichtsvollzieher beauftragt, die gleiche Voll-

streckungshandlung wiederholt vorzunehmen, sind die Ge-

bühren für jede Vollstreckungshandlung gesondert zu erhe-

ben. Dasselbe gilt, wenn der Gerichtsvollzieher auch ohne

ausdrückliche Weisung des Auftraggebers die weitere Voll-

streckung betreibt, weil nach dem Ergebnis der Verwertung

der Pfandstücke die Vollstreckung nicht zur vollen Befriedi-

gung des Auftraggebers führt oder Pfandstücke bei dem

Schuldner abhanden gekommen oder beschädigt worden

sind. Die Gebühr für die Entgegennahme einer Zahlung

(Nummer 430 des Kostenverzeichnisses) ist für jede Zah-

lung gesondert zu erheben.

(3) Ist der Gerichtsvollzieher gleichzeitig beauftragt,

denselben Vollstreckungstitel an Gesamtschuldner zuzustel-

len oder Vollstreckungshandlungen gegen Gesamtschuldner

auszuführen, sind die Gebühren nach dem 1. Abschnitt und

den Nummern 200, 205, 260 und 270 des Kostenverzeich-

nisses für jeden Gesamtschuldner gesondert zu erheben.

Das Gleiche gilt für die im 6. Abschnitt des Kostenver-

zeichnisses bestimmten Gebühren, wenn Amtshandlungen

der im 1. Abschnitt und in den Nummern 200, 205, 260 und

270 des Kostenverzeichnisses genannten Art nicht erledigt

worden sind.

§ 11

Tätigkeit zur Nachtzeit, an Sonnabenden, Sonn-

und Feiertagen

Wird der Gerichtsvollzieher auf Verlangen zur Nachtzeit

(§ 188 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessordnung) oder an ei-

nem Sonnabend, Sonntag oder Feiertag tätig, so werden die

doppelten Gebühren erhoben.
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§ 12

Siegelungen, Vermögensverzeichnisse, Proteste

und ähnliche Geschäfte

(1) Die Gebühren für Wechsel- und Scheckproteste, für

Siegelungen und Entsiegelungen, für die Aufnahme von

Vermögensverzeichnissen sowie für die Mitwirkung als Ur-

kundsperson bei der Aufnahme von Vermögensverzeichnis-

sen bestimmen sich nach §§ 18 bis 35, 51, 52, 130 Abs. 2

bis 4 der Kostenordnung. Das Wegegeld (Nummer 711 des

Kostenverzeichnisses) wird auf die nach § 51 Abs. 2 Satz 1

der Kostenordnung zu erhebende Wegegebühr angerechnet.

(2) 

 

 

 

Für die Empfangnahme der Wechsel- oder Scheck-

summe (Artikel 84 des Wechselgesetzes, Artikel 55 Abs. 3

des Scheckgesetzes) wird die in § 149 der Kostenordnung

bestimmte Gebühr erhoben.

 

Abschnitt 3

Kostenzahlung 

 

§ 13

Kostenschuldner

(1) Kostenschuldner sind

1. der Auftraggeber und

2. der Vollstreckungsschuldner für die notwendigen Kosten

der Zwangsvollstreckung.

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuld-

ner.

(3) Wird der Auftrag vom Gericht erteilt, so gelten die

Kosten als Auslagen des gerichtlichen Verfahrens.

§ 14

Fälligkeit

Gebühren werden fällig, wenn der Auftrag durchgeführt

ist oder länger als zwölf Kalendermonate ruht. Auslagen

werden sofort nach ihrer Entstehung fällig.

§ 15

Entnahmerecht

(1) Kosten, die im Zusammenhang mit der Versteigerung

oder dem Verkauf von beweglichen Sachen, von Früchten,

die vom Boden noch nicht getrennt sind, sowie von Forde-

rungen oder anderen Vermögensrechten, ferner bei der öf-

fentlichen Verpachtung an den Meistbietenden und bei der

Mitwirkung bei einer Versteigerung durch einen Dritten

(§ 825 Abs. 2 der Zivilprozessordnung) entstehen, können

dem Erlös vorweg entnommen werden. Dies gilt auch für

die Kosten der Entfernung von Pfandstücken aus dem Ge-

wahrsam des Schuldners, des Gläubigers oder eines Dritten,

ferner für die Kosten des Transports und der Lagerung.

(2) Andere als die in Absatz 1 genannten Kosten oder ein

hierauf zu zahlender Vorschuss können bei der Ablieferung

von Geld an den Auftraggeber entnommen werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit § 459b der

Strafprozessordnung oder § 94 des Gesetzes über Ord-

nungswidrigkeiten entgegensteht. Sie gelten ferner nicht,

wenn dem Auftraggeber Prozesskostenhilfe bewilligt ist.

Bei mehreren Auftraggebern stehen die Sätze 1 und 2 einer

Vorwegentnahme aus dem Erlös (Absatz 1) nicht entgegen,

wenn deren Voraussetzungen nicht für alle Auftraggeber

vorliegen. Die Sätze 1 und 2 stehen einer Entnahme aus

dem Erlös auch nicht entgegen, wenn der Erlös höher ist als

die Summe der Forderungen aller Auftraggeber.

§ 16

Verteilung der Verwertungskosten

Reicht der Erlös einer Verwertung nicht aus, um die in

§ 15 Abs. 1 bezeichneten Kosten zu decken, oder wird ein

Erlös nicht erzielt, sind diese Kosten im Verhältnis der For-

derungen zu verteilen.

§ 17

Verteilung der Auslagen bei der Durchführung

mehrerer Aufträge

Auslagen, die in anderen als den in § 15 Abs. 1 genann-

ten Fällen bei der gleichzeitigen Durchführung mehrerer

Aufträge entstehen, sind nach der Zahl der Aufträge zu ver-

teilen, soweit die Auslagen nicht ausschließlich bei der

Durchführung eines Auftrags entstanden sind. Das Wege-

geld (Nummer 711 des Kostenverzeichnisses) und die Aus-

lagenpauschale (Nummer 713 des Kostenverzeichnisses)

sind für jeden Auftrag gesondert zu erheben.

 

Abschnitt 4

Übergangs- und Schlussvorschriften

 

§ 18

Übergangsvorschrift

(1) Die Kosten sind nach bisherigem Recht zu erheben,

wenn der Auftrag vor dem Inkrafttreten einer Gesetzesände-

rung erteilt worden ist, Kosten der in § 15 Abs. 1 genannten

Art jedoch nur, wenn sie vor dem Inkrafttreten einer Geset-

zesänderung entstanden sind. Wenn der Auftrag zur Ab-

nahme der eidesstattlichen Versicherung mit einem Vollstre-

ckungsauftrag verbunden ist, ist der Zeitpunkt maßgebend,

zu dem der Vollstreckungsauftrag erteilt ist.

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn Vorschriften geändert wer-

den, auf die dieses Gesetz verweist.

§ 19

Übergangsvorschrift aus Anlass des Inkrafttretens

dieses Gesetzes

(1) Die Kosten sind vorbehaltlich des Absatzes 2 nach

dem Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher in der im

Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 362-1, ver-

öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch ...,

zu erheben, wenn der Auftrag vor dem Inkrafttreten dieses

Gesetzes erteilt worden ist; § 3 Abs. 3 Satz 1 und § 18

Abs. 1 Satz 2 sind anzuwenden. Werden solche Aufträge

und Aufträge, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes

erteilt worden sind, durch dieselbe Amtshandlung erledigt,

sind die Gebühren insoweit gesondert zu erheben.

(2) Kosten der in § 15 Abs. 1 genannten Art sind nach

neuem Recht zu erheben, soweit sie nach dem Inkrafttreten

dieses Gesetzes entstanden sind.
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§ 20

In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages

genannten Gebiet anzuwendende Maßgaben

Anlage I Kapitel III Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 23

Buchstabe a und Abschnitt IV Nr. 3 Buchstabe h des Eini-

gungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II

S. 885, 936, 940) in Verbindung mit der Ermäßigungs-

satz-Anpassungsverordnung vom 15. April 1996 (BGBl. I

S. 604) sowie Anlage I Kapitel III Sachgebiet A

Abschnitt III Nr. 27 und Abschnitt IV Nr. 4 Satz 1 des

Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II

S. 885, 937, 941) sind entsprechend anzuwenden.
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Artikel 2

Änderung von Rechtsvorschriften

 

(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3047),

zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„In Verfahren der Zwangsvollstreckung wegen öffent-

lich-rechtlicher Geldforderungen ist maßgebend, wer

ohne Berücksichtigung des § 252 der Abgabenordnung

oder entsprechender Vorschriften Gläubiger der Forde-

rung ist.“

2. § 12a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „(§§ 62 und 73 des

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen)“

durch die Angabe „(§§ 63 und 74 des Gesetzes

gegen Wettbewerbsbeschränkungen)“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „(§ 51 Abs. 2 Nr. 4

des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-

gen)“ durch die Angabe „(§ 54 Abs. 2 Nr. 3 des

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen)“

ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Im Verfahren über Beschwerden gegen Entschei-

dungen der Vergabekammer (§ 116 des Gesetzes ge-

gen Wettbewerbsbeschränkungen) einschließlich des

Verfahrens über den Antrag nach § 115 Abs. 2 Satz 2

und 3, § 118 Abs. 1 Satz 3 und nach § 121 des Geset-

zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen beträgt der

Streitwert fünf vom Hundert der Auftragssumme.“

3. § 61 wird wie folgt gefasst:

„§ 61

Fälligkeit der Gebühren

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten einschließlich der

Familiensachen nach § 621 Abs. 1 Nr. 4, 5, 8 und 11 der

Zivilprozessordnung sowie § 621 Abs. 1 Nr. 10 der Zi-

vilprozessordnung mit Ausnahme der Verfahren nach §

1600e Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, im Insol-

venzverfahren, im schifffahrtsrechtlichen Verteilungs-

verfahren und in den Rechtsmittelverfahren des gewerb-

lichen Rechtsschutzes (§ 1 Abs. 3) wird die Gebühr mit

der Einreichung der Klage-, Antrags-, Einspruchs- oder

Rechtsmittelschrift oder mit der Abgabe der entspre-

chenden Erklärung zu Protokoll fällig; soweit die Ge-

bühr eine Entscheidung oder sonstige gerichtliche Hand-

lung voraussetzt, wird sie mit dieser fällig.“

4. In § 65 Abs. 4 werden nach den Wörtern „Über den An-

trag“ die Wörter „auf Abnahme der eidesstattlichen Ver-

sicherung (§ 889 der Zivilprozessordnung),“ eingefügt.

5. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Gliederung wird die Überschrift zu Teil 1 wie

folgt gefasst:

„Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, Verfahren nach § 1

Abs. 2 und 3 GKG und Beschwerdeverfahren nach

dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen vor

den ordentlichen Gerichten außer Verfahren der

Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung“.

b) Die Überschrift des Teils 1 wird wie folgt gefasst:

„Teil 1

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten,
Verfahren nach § 1 Abs. 2 und 3 GKG

und Beschwerdeverfahren nach dem Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen

vor den ordentlichen Gerichten außer Verfahren
der Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung“.

c) Die Nummer 1201 wird Nummer 1210.

d) Die Nummer 1202 wird Nummer 1211 und im Ge-

bührentatbestand wird die Angabe „1201“ durch die

Angabe „1210“ ersetzt.

e) In der Überschrift des Abschnitts II.2 des Teils 1 wird

die Angabe „§§ 62 und 126 GWB“ durch die Angabe

„§§ 63 und 116 GWB“ ersetzt.

f) Im Gebührentatbestand der Nummer 1222 wird die

Angabe „§ 125 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 128 Abs. 1

Satz 3 oder nach § 131 GWB“ durch die Angabe

„§ 115 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 118 Abs. 1 Satz 3 oder

nach § 121 GWB“ ersetzt.

g) In der Vorbemerkung zu den Nummern 1224 und

1225 wird die Angabe „§ 126 GWB“ durch die An-

gabe „§ 116 GWB“ ersetzt.

h) In der Vorbemerkung zu den Nummern 1226 und

1227 wird die Angabe „§§ 62 und 126 GWB“ durch

die Angabe „§§ 63 und 116 GWB“ ersetzt.

i) In der Überschrift des Abschnitts II.3 des Teils 1 wird

die Angabe „§ 73 GWB“ durch die Angabe „§ 74

GWB“ ersetzt.

j) In der Vorbemerkung zu den Nummern 1236 und

1237 wird die Angabe „§ 73 GWB, der Instanz ab-

schließt“ durch die Angabe „§ 74 GWB, der die In-

stanz abschließt“ ersetzt.

k) In Nummer 1411 wird die Angabe „1420“ durch die

Angabe „1410“ ersetzt.

l) In der Vorbemerkung vor den Nummern 1414 und

1415 wird die Angabe „1422“ durch die Angabe

„1412“ ersetzt.

m) Nach Nummer 1642 wird folgende neue Nummer

1643 eingefügt:
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n) Die Nummern 1644 und 1645 werden wie folgt ge-

fasst:

o) Nummer 1655 wird wie folgt gefasst:

p) In Nummer 1701 wird die Angabe „§ 620 Satz 1

Nr. 4, 6 bis 9 ZPO“ durch die Angabe „§ 620 Nr. 4, 6

bis 9 ZPO“ ersetzt.

q) In Absatz 4 der Anmerkung zu Nummer 9000 wird

die Angabe „1643 oder 1644“ durch die Angabe

„1644 oder 1645“ ersetzt.

r) Nummer 9002 wird wie folgt gefasst:

s) Nummer 9010 wird wie folgt gefasst:
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(2) Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil

III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten bereinigten

Fassung, zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert:

1. In § 31a werden die Wörter „oder des Betriebsvermö-

genswertes“ gestrichen.

2. In § 86 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „Schiffsregis-

ter-, Schiffsbauregister- und Kabelpfandsachen“ durch

die Wörter „Schiffsregister- und Schiffsbauregistersa-

chen“ ersetzt.

3. In § 136 Abs. 1 Nr. 2 wird am Ende das Semikolon

durch einen Punkt ersetzt.

4. § 137 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden die Wörter „durch die Post“ ge-

strichen.

b) In Nummer 3 werden die Wörter „ein Betrag in Höhe

der in § 16 Abs. 1 des Gesetzes über Kosten der Ge-

richtsvollzieher bestimmten Gebühr“ durch die Wör-

ter „ein Betrag von 15 Deutsche Mark“ ersetzt.

5. In § 153 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „der Reise-

kostenstufe B“ gestrichen.

(3) Das Gesetz über die Entschädigung der ehrenamt-

lichen Richter in der Fassung der Bekanntmachung vom

1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1753), zuletzt geändert durch

..., wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „in Höhe des Sat-

zes, der Richtern in der Reisekostenstufe B nach

den Vorschriften über die Reisekostenvergütung

der Richter im Bundesdienst zusteht“ durch die

Wörter „, dessen Höhe sich nach § 4 Abs. 5

Satz 1 Nr. 5 Satz 2 des Einkommensteuergeset-

zes bestimmt“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „sechs Stunden“

durch die Wörter „acht Stunden“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter

„sechs Stunden“ durch die Wörter „acht Stunden“ er-

setzt.

c) In Absatz 4 werden die Wörter „in der Reisekosten-

stufe B“ gestrichen.

2. § 7 wird aufgehoben.

(4) § 10 Abs. 2 des Gesetzes über die Entschädigung von

Zeugen und Sachverständigen in der Fassung der Bekannt-

machung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1756), das zu-

letzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Wörter „der Richtern in der Reise-

kostenstufe B nach den Vorschriften über die Reisekos-

tenvergütung der Richter im Bundesdienst als Tagegeld

zusteht“ durch die Wörter „der sich aus § 4 Abs. 5 Satz 1

Nr. 5 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ergibt“ er-

setzt.

2. Satz 2 wird aufgehoben.

3. Satz 3 wird Satz 2 und die Wörter „sechs Stunden“ wer-

den durch die Wörter „acht Stunden“ ersetzt.

(5) Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte in

der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer

368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-

dert durch ..., wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 5 Satz 2 wird aufgehoben.

2. In § 20 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 1 Satz 2“

durch die Angabe „Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

3. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. gerichtliche Anordnungen nach § 758a der Zivil-

prozessordnung;“.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird die Angabe „§§ 765a, 813b,

851a, 851b der Zivilprozessordnung und §§ 30,

31 des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes“

durch die Angabe „§§ 765a, 813b, 851a und

851b der Zivilprozessordnung“ ersetzt.

bb) In Nummer 12 wird die Angabe „(§ 915 Abs. 3

der Zivilprozessordnung)“ durch die Angabe

„(§ 915a der Zivilprozessordnung)“ ersetzt.

4. § 64 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Im Verfahren nach dem Vertragshilfegesetz und im Ver-

fahren nach § 22 des Umstellungsergänzungsgesetzes

erhält der Rechtsanwalt fünf Zehntel der vollen Gebühr

für jeden Rechtszug.“

5. In § 65a Satz 2 wird die Angabe „§ 125 Abs. 2 Satz 2

und 3, § 128 Abs. 1 Satz 3 oder nach § 131 des Gesetzes

gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ durch die Angabe

„§ 115 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 118 Abs. 1 Satz 3 oder

nach § 121 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-

kungen“ ersetzt.

6. § 65b wird wie folgt gefasst:

„§ 65b

Verfahren nach dem Gesetz über die Wahrnehmung

von Urheberrechten

 und verwandten Schutzrechten

Der Rechtsanwalt erhält im erstinstanzlichen Verfah-

ren vor dem Oberlandesgericht nach § 16 Abs. 4 des Ge-

setzes über die Wahrnehmung von Urheberrechten und

verwandten Schutzrechten Gebühren nach § 11 Abs. 1

Satz 4.“

7. In § 70 Abs. 2 wird die Angabe „§ 57 Abs. 2 Satz 6“

durch die Angabe „§ 57 Abs. 3“ ersetzt.

8. In § 97 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 83 Abs. 1, der

§§ 84, 85 Abs. 1, des § 86 Abs. 1“ durch die Angabe

„§ 83 Abs. 1, der §§ 84, 85 Abs. 1 oder 3, des § 86

Abs. 1 oder 3“ ersetzt.

9. In § 102 Abs. 2 Satz 1 wird nach den Wörtern „als Bei-

stand bestellt wird“ die Angabe „(§ 397a Abs. 1, § 406g

Abs. 3 Nr. 1 der Strafprozessordnung)“ eingefügt.
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10. Der Achte Abschnitt wird aufgehoben.

11. § 117 erhält folgende Überschrift:

„Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten der Fi-

nanzgerichtsbarkeit.“

(6) In § 11 Abs. 2 der Justizbeitreibungsordnung in der

im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 365-1,

veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch ...

geändert worden ist, werden die Wörter „Gesetzes über

Kosten der Gerichtsvollzieher“ durch das Wort „Gerichts-

vollzieherkostengesetzes“ ersetzt.

(7) § 48 Abs. 1 des Wohnungseigentumsgesetzes in der

im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-1,

veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch ...

geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 4 wird die Angabe „1201“ geändert in „1210“.

2. Folgender Satz wird angefügt:

„§ 65 Abs. 1 Satz 2 des Gerichtskostengesetzes ist nicht

anzuwenden.“

(8) In § 107 Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes über Ordnungs-

widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom

19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch ... ge-

ändert worden ist, werden die Wörter „ein Betrag in Höhe

der in § 16 Abs. 1 des Gesetzes über Kosten der Gerichts-

vollzieher bestimmten Gebühr“ durch die Wörter „ein Be-

trag von 15 Deutsche Mark“ ersetzt.

(9) Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I

S. 613, 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch ..., wird wie

folgt geändert:

1. § 339 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der diesem

Gesetz als Anlage beigefügten Gebührentabelle. Es wird

die volle Gebühr erhoben.“

2. In § 340 Abs. 3 werden die Wörter „richtet sich nach

§ 22 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über Kosten der Ge-

richtsvollzieher“ durch die Wörter „beträgt 40 Deutsche

Mark“ ersetzt.

3. § 343 wird aufgehoben.

4. Dem Gesetz wird folgende Anlage angefügt:

„

 

Anlage

 

 (zu § 339 Abs. 4)

Die Gebühr erhöht sich bei Gegenstandswerten von

mehr als 100 000 DM für jeden angefangenen Betrag

von weiteren 2 000 DM um 10 DM.“
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(10) Artikel XI § 5 Abs. 1 des Gesetzes zur Änderung

und Ergänzung kostenrechtlicher Vorschriften in der im

Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 360-3, ver-

öffentlichten bereinigten Fassung, der zuletzt durch Gesetz

vom 20. August 1975 (BGBl. I S. 2189) geändert worden

ist, wird aufgehoben.

 

Artikel 3

Änderung des
Gerichtsvollzieherkostengesetzes

zur Umstellung auf Euro

 

Das Gerichtsvollzieherkostengesetz in der Fassung des

Artikels 1 wird wie folgt geändert:

1. In § 8 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „48,90 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt.

2. Die Anlage wird wie folgt gefasst:
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Anlage 

 

(zu § 9)

 

Kostenverzeichnis
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Artikel 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 2

Abs. 1 Nr. 2, 3 und  5 Buchstabe a bis l, p und s, Absatz 2

Nr. 1 bis 3 und 5 und Absatz 3 bis 5 und 7 sowie des

Artikels 3 am 1. Januar 2001 in Kraft. Gleichzeitig tritt das

Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher in der im Bun-

desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 362-1, veröf-

fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch ...,

außer Kraft.

(2) Artikel 3 tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Im Übrigen

tritt das Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

 

A. Allgemeines

 

Das Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher wird allge-

mein als zu kompliziert kritisiert. Dies gilt insbesondere für

die in der Praxis häufigen Fälle, in denen mehrere Aufträge

eines oder mehrerer Auftraggeber durch dieselbe Amts-

handlung erledigt werden.

In seinem Bericht zum Entwurf des Gesetzes zur Änderung

von Kostengesetzen vom 9. Dezember 1986 ging der

Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages einmütig da-

von aus, dass das Kostenrecht strukturell reformiert werden

müsse (Drucksache 10/6400 S. 41). In seinem Bericht zum

Kostenrechtsänderungsgesetz 1994 hat er weitere Anstren-

gungen zur Vereinfachung des Kostenrechts gefordert

(Drucksache 12/7657 S. 105). Der Sachverständigenrat

„Schlanker Staat” hat in seinem Abschlussbericht vom Ok-

tober 1997 ebenfalls eine drastische Vereinfachung des

Kostenrechts gefordert (Band 1 S. 187). Der vorgelegte Ent-

wurf ist Teil der Kostenstrukturreform, deren wesentliches

Ziel die Vereinfachung des Kostenrechts ist. Hierdurch sol-

len die Gerichte so weit wie möglich von der sehr umfang-

reich gewordenen Kostenrechtsprechung entlastet werden.

Ferner soll durch klarere Regelungen eine bundeseinheitli-

che Rechtsanwendung gefördert werden. Diese kann durch

die Rechtsprechung alleine nicht gewährleistet werden, weil

in Kostensachen eine Beschwerde an einen obersten Ge-

richtshof des Bundes nicht zulässig ist. Die Klärung von

Streitfragen durch den Gesetzgeber ist auch deshalb gebo-

ten, um dem aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleiteten

Grundsatz der Tatbestandsbestimmtheit, dessen Beachtung

für die Gebühren als öffentliche Abgaben von besonderer

Bedeutung ist, Rechnung zu tragen. Um die Anwendung

des Justizkostenrechts so weit wie möglich zu vereinfachen,

sollen die Kostengesetze in ihrem Aufbau einander weitge-

hend angeglichen werden. Der Aufbau des Entwurfs ist des-

halb eng an den des Gerichtskostengesetzes angelehnt. Das

Gerichtskostengesetz, insbesondere dessen Kostenverzeich-

nis, soll als Vorbild dienen, weil dieses durch das Kosten-

rechtsänderungsgesetz 1994 vom 24. Juni 1994 (BGBl. I

S. 1325, 2591, 3471) bereits teilweise strukturell überarbei-

tet worden ist.

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen die Kostentatbestände

im Gerichtsvollzieherkostengesetz in einem Kostenverzeich-

nis geregelt werden, das dem Gesetz als Anlage 1 beigefügt

wird. Diese Regelungstechnik hat sich im Gerichtskosten-

gesetz bewährt. Insbesondere sind Auslegungsschwierig-

keiten seltener geworden.

Die Wertgebühren des geltenden Rechts sollen durch Fest-

gebühren ersetzt werden. Dies führt z. B. bei der erfolgrei-

chen Pfändung bei Gegenstandswerten bis 2 000 DM zu ei-

ner Verteuerung. Bei einem Gegenstandswert von mehr als

2 000 DM bis 3 000 DM entspricht die Festgebühr dem gel-

tenden Recht. Bei höheren Werten wird die Gebühr niedri-

ger. Die absolute Höhe der Gebühren (29,34 DM für die er-

folgreiche und 19,56 DM für die nicht erledigte Pfändung)

lässt diese Verschiebung jedoch vertretbar erscheinen.

Durch die Einführung von Festgebühren wird die nach dem

geltenden § 15 GvKostG bestimmte Gebührenvergünsti-

gung bei der gleichzeitigen Durchführung mehrerer Auf-

träge durch dieselbe Amtshandlung entbehrlich, weil auch

bei dem Zusammentreffen mehrerer Aufträge die Summe

der Einzelgebühren nicht zu unverhältnismäßig hohen Ge-

bühren führen wird. Die geltende Regelung macht es erfor-

derlich, dass der Gerichtsvollzieher im Falle von Wertge-

bühren zunächst für jeden Auftrag die Gebühren berechnet,

die entstanden wären, wenn jeder Auftrag durch eine eigen-

ständige Amtshandlung erledigt worden wäre. In einem

zweiten Schritt muss der Gerichtsvollzieher die Werte der

einzelnen Aufträge addieren, um die insgesamt zu erhe-

bende Gebühr zu ermitteln. Die auf diese Weise festgestellte

Gebühr ist sodann im Verhältnis der zunächst ermittelten

Einzelgebühren auf die einzelnen Auftraggeber zu verteilen.

So wie im gerichtlichen Verfahren die Gebühren in jedem

Rechtszug nur einmal entstehen und die gesamte Tätigkeit

abgelten, soll jede Gebühr auch bei den Gerichtsvollziehern

künftig bei der Durchführung desselben Auftrags grund-

sätzlich nur einmal entstehen.

Die in zahlreichen Vorschriften enthaltenen Zeitzuschläge

sind dem Kostenrecht grundsätzlich fremd und sollen des-

halb nur in eingeschränktem Umfang beibehalten werden

(vgl. Begründung zum 5. Abschnitt des Kostenverzeichnis-

ses – Artikel 1). Die dadurch entstehenden Gebührenaus-

fälle sollen durch eine Anhebung der Gebühren ausgegli-

chen werden.

Gebührentatbestände, die in der Praxis keine Rolle mehr

spielen, sollen ebenso entfallen wie Auslagentatbestände,

die lediglich zu Einnahmen in Höhe von Kleinbeträgen füh-

ren. Insbesondere sollen folgende auf landesrechtlichen

Vorschriften beruhende Gebührentatbestände wegfallen:

 

●

 

Bekanntmachung empfangsbedürftiger Willenserklärun-
gen unter Abwesenden einschließlich der Beurkundung
der Bekanntmachung (§ 30 Abs. 3 GvKostG) wegen der
geringen Praxisrelevanz und der weggefallenen Beur-
kundungszuständigkeit des Gerichtsvollziehers (§ 60 des
Beurkundungsgesetzes),

 

●

 

Anheftung der Terminsbestimmung gemäß § 39 Abs. 2
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung (ZVG), Mitwirkung bei einer durch
die Partei zu bewirkenden Hinterlegung und bei der Ab-
fassung einer rechtserheblichen Willenserklärung, die
vom Gerichtsvollzieher außerhalb eines anhängigen ge-
richtlichen Verfahrens zuzustellen ist (§ 31 GvKostG),

 

●

 

Schätzung des Werts einer Sache aufgrund eines beson-
deren Auftrags (§ 33 GvKostG).

An die Stelle der wegfallenden Auslagentatbestände soll

eine Pauschale treten (Nummer 713 des Kostenverzeichnis-

ses).

Ferner sollen die Verordnungsermächtigungen für das Bun-

desministerium der Justiz zur Anpassung des Wegegeldes

an die wirtschaftliche Entwicklung und für die Landesregie-

rungen zur Bestimmung eines niedrigeren Wegegeldes für

die Gerichtsvollzieher in den Ländern Berlin, Bremen und
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Hamburg sowie in Städten, die mehr als 250 000 Einwohner

haben, zur Festsetzung von Pauschsätzen für Vordruckkos-

ten und Entgelte für den Telefondienst im Orts- und Nahbe-

reich wegfallen. Die stärkere Pauschalierung des Wegegel-

des kommt einem Gebührentatbestand nahe, für den

besondere Regelungen entbehrlich erscheinen, die übrigen

Auslagen sollen aus Vereinfachungsgründen wegfallen. Fer-

ner soll keine Ermächtigung mehr zur Festsetzung von

Pauschsätzen für die an Dritte zu zahlenden Beträge für die

Verwahrung von Sachen und für die Kosten von Arbeitshil-

fen vorgesehen werden. Von der ersten Möglichkeit hat der-

zeit nur Hamburg und von der zweiten Möglichkeit kein

Land Gebrauch gemacht. Die Ermächtigung in § 35 Abs. 2

Satz 1 Nr. 4 (2. Alternative), Pauschsätze für die Benutzung

von eigenen Beförderungsmitteln des Gerichtsvollziehers

durch die Landesregierungen festzusetzen, soll durch einen

festen Pauschbetrag in Nummer 710 des Kostenverzeichnis-

ses abgelöst werden.

Die in dem Entwurf enthaltenen krummen Beträge sind

Euro-tauglich. Dies bedeutet, dass diese Beträge runden

Euro-Beträgen entsprechen. Artikel 3, der nach Artikel 4

Abs. 2 Satz 1 am 1. Januar 2002 in Kraft treten soll, enthält

die Änderungen anlässlich der Euro-Umstellung. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel

74 Nr. 1 des Grundgesetzes (gerichtliches Verfahren), für

die Änderung der Abgabenordnung (Artikel 2 Abs. 9) aus

Artikel 108 Abs. 5 des Grundgesetzes. Das Gesetz bedarf

wegen der Änderung der Abgabenordnung der Zustimmung

des Bundesrates gemäß Artikel 108 Abs. 5 Satz 2 des

Grundgesetzes. Eine abschließende bundesgesetzliche Re-

gelung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit

im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, um die Erhe-

bung bundeseinheitlicher Gebühren zu gewährleisten.

 

B. Kosten

 

Die Einnahmen der Gerichtsvollzieher werden sich voraus-

sichtlich um 10 bis 15 % erhöhen. Dies führt zu voraus-

sichtlichen Mehreinnahmen der Länder zwischen 50 und

60 Mio. DM. Auf den Bundeshaushalt hat der Entwurf

keine nennenswerten Auswirkungen, weil es Gerichtsvoll-

zieher nur bei den Ländern gibt und weil der Bund dort

Kostenfreiheit genießt. Für die Kommunen entstehen Mehr-

ausgaben nur in einigen Ländern in Höhe von 10 bis 15 %

der bisherigen Ausgaben für die Inanspruchnahme von Ge-

richtsvollziehern. In den meisten Bundesländern genießen

die Kommunen Gebührenfreiheit.

 

C. Gesetzesfolgenabschätzung und 
Preiswirkungsklausel

 

Die Regelungen betreffen sowohl Private wie Unternehmen,

die Leistungen der Gerichtsvollzieher in Anspruch nehmen.

Belastungen erwachsen aus den Gebührenerhöhungen, die

im Wesentlichen den Landeshaushalten und zu einem ge-

ringen Teil den Gerichtsvollziehern zugute kommen. Der

Umfang der Belastungen hängt von der tatsächlichen Inan-

spruchnahme der Gerichtsvollzieher ab und ist deshalb nicht

bezifferbar. Soweit Erhöhungen den Schuldner betreffen,

sind sie überwiegend durch eigenes Verhalten zu steuern und

insofern unbeachtlich. Gläubiger sind insoweit betroffen,

wie die Kosten nicht vom Schuldner beigetrieben werden

können. Die Gebühren sind auch nach der Anpassung so

moderat, dass Auswirkungen auf Einzelpreise sowie das

Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau,

nicht zu erwarten sind.

 

D. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 

 

(Gerichtsvollzieherkostengesetz)

 

Zu Abschnitt 1

Zu § 1

 

Absatz 1

 

 der vorgeschlagenen Vorschrift entspricht inhalt-

lich den geltenden §§ 1 und 2 GvKostG. Da der Anwen-

dungsbereich des GvKostG auf solche Tätigkeiten be-

schränkt werden soll, für die der Gerichtsvollzieher nach

Bundes- oder nach Landesrecht sachlich zuständig ist, fehlt

es für andere Tätigkeiten des Gerichtsvollziehers an ent-

sprechenden Kostenvorschriften. Einer ausdrücklichen Be-

stimmung, dass in diesem Fall keine Kosten zu erheben

sind, bedarf es deshalb nicht.

 

Absatz 2

 

 entspricht dem geltenden Artikel XI § 5 Abs. 1

Nr. 1 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung kosten-

rechtlicher Vorschriften in der im Bundesgesetzblatt Teil III,

Gliederungsnummer 360-3, veröffentlichten bereinigten

Fassung, der zuletzt durch Gesetz vom 20. August 1975

(BGBl. I S. 2189) geändert worden ist. Diese Vorschrift

wird damit ebenso gegenstandslos wie Artikel XI § 5 Abs. 1

Nr. 2. § 5 kann deshalb insgesamt aufgehoben werden (vgl.

Artikel 2 Abs. 10).

 

Zu § 2

 

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen dem geltenden

§ 8 GvKostG. Die Formulierung in 

 

Absatz 1

 

 Satz 1 ist an

§ 144 Abs. 1 Nr. 1 KostO angepasst, weil dies die neueste

und treffendste Formulierung zur Beschreibung der von den

Kosten Befreiten ist.

Satz 2 ist neu in die Vorschrift eingestellt worden. Damit

soll klargestellt werden, dass es für die Frage der Kostenbe-

freiung ausschließlich auf die materiell-rechtliche Gläubi-

gerstellung ankommt und zwar auch in den Fällen, in denen

§ 252 der Abgabenordnung (AO) unmittelbar oder mittelbar

anzuwenden ist. Nach dieser Vorschrift gilt im Vollstre-

ckungsverfahren die Körperschaft als Gläubigerin der zu

vollstreckenden Ansprüche, der die Vollstreckungsbehörde

angehört. Der Regelungsvorschlag entspricht der inzwi-

schen überwiegenden Rechtsprechung (Schröder-Kay, Das

Kostenwesen der Gerichtsvollzieher, 9. Auflage, Rn. 12 zu

§ 8 GvKostG; AG Hanau vom 26. 4. 1995 in DGVG, 1995,

175; AG Waldbröl vom 3. 5. 1996 in DGVZ 1996, 127;

AG Arnsberg vom 21. 5. 1996 in DGVZ 1997, 45 und vom

12. 7. 1996 in DGVZ 1997, 79; AG Neuwied vom

7. 1. 1998 in DGVZ 1998, 95; AG Königswinter vom

10. 8. 1998 in DGVZ 1999, 47; AG Leverkusen vom

22. 9. 1998 in DGVZ 1998, 191).

Die Träger der Kriegsopferfürsorge sollen in 

 

Absatz 2 

 

zu-

sätzlich in den Kreis der von den Gebühren Befreiten aufge-
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nommen werden, weil neben der Sozialhilfe und der Kin-

der- und Jugendhilfe auch die Kriegsopferfürsorge zum

Bereich der „öffentlichen Fürsorge“ gehört und diese histo-

risch und systematisch eng mit der Sozialhilfe verbunden

ist. Die kostenrechtliche Gleichstellung ist daher geboten.

 

Absatz 4

 

 dient der Klarstellung. Nach dem geltenden § 6

GvKostG können die in § 21 bestimmten Gebühren für die

Verwertung vorweg entnommen werden. Diese Regelung ist

auch dann anzuwenden, wenn der Gläubiger von der Zah-

lung der Kosten oder Gebühren befreit ist (Schröder-Kay,

Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher, 9. Auflage, Rn. 27

zu § 6 GvKostG). Dies soll nunmehr ausdrücklich im Ge-

setz klargestellt werden. Gleichzeitig soll die Vorschrift da-

hin gehend erweitert werden, dass auch die im

Zusammenhang mit der Verwertung anfallenden Auslagen

vorweg zu entnehmen sind.

 

Zu § 3

 

Um Missverständnisse zu vermeiden, soll begrifflich unter-

schieden werden zwischen der „Durchführung“ des Auf-

trags und der „Erledigung“ der Amtshandlung.

 

Absatz 1

 

 soll klarstellen, dass der einem Gerichtsvollzieher

erteilte Auftrag auf Erledigung einer, aber auch mehrerer

Amtshandlungen gerichtet sein kann. Werden bei der

Durchführung eines Auftrags Gerichtsvollzieher aus ver-

schiedenen Amtsgerichtsbezirken tätig (z. B. Vollstreckung

gegen Gesamtschuldner mit Wohnsitz in verschiedenen

Amtsgerichtsbezirken), soll die Durchführung des Auftrags

bei jedem Gerichtsvollzieher kostenrechtlich als besonderer

Auftrag behandelt werden.

In

 

 

 

Absatz 2

 

 soll bestimmt werden, welche Amtshandlungen

unter welchen Voraussetzungen demselben Auftrag zuzu-

rechnen sind. In welchen Fällen ein einheitlicher Auftrag

vorliegt, ist insbesondere für die Frage von Bedeutung, ob

die Gebühren oder bestimmte Auslagen nur einmal oder

mehrmals zu erheben sind. Nach dem vorgeschlagenen § 10

kann der Gerichtsvollzieher z. B. gleichartige Gebühren bei

Durchführung desselben Auftrags grundsätzlich nur einmal

fordern. Die Gebühren für die Zustellung, die Vollstre-

ckungsmaßnahme und die Abnahme der eidesstattlichen

Versicherung wären nach dem Vorschlag gleichwohl geson-

dert zu erheben, weil es sich nicht um gleichartige Gebüh-

ren handelt. Die Regelung ist aber auch für die Frage von

Bedeutung, zu welchem Zeitpunkt ein Auftrag durchgeführt

ist. Dieser Zeitpunkt ist im Hinblick auf die Bestimmungen,

die an die Durchführung anknüpfen sollen, z. B. die Vor-

schriften über die Nachforderung (§ 6 E) und die Verjäh-

rung (§ 8 Abs. 1 E), von Bedeutung. Sind Amtshandlungen

in verschiedenen Amtsgerichtsbezirken zu erledigen, soll

die Regelung in Absatz 1 Satz 2 Vorrang haben. Nummer 3

2. Halbsatz soll bewirken, dass der unbedingte Auftrag zur

Mobiliarvollstreckung und der damit verbundene bedingte

Auftrag zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung

(§ 900 Abs. 2 ZPO) insbesondere das Wegegeld nur einmal

entstehen lässt.

Mit 

 

Absatz 3

 

 

 

Satz 1 sollen insbesondere mögliche Unklar-

heiten darüber vermieden werden, wann ein Auftrag im

Sinne der Übergangsvorschriften (§§ 18 und 19 E) erteilt

ist. Die Regelung ist auch für die Frage von Bedeutung,

wann eine Gebühr für die nicht abgenommene eidesstattli-

che Versicherung (Nummer 604 des Kostenverzeichnisses)

entsteht.

Nach 

 

Absatz 4

 

 Satz 1 soll ein Auftrag, der tatsächlich nicht

durchgeführt worden ist, unter bestimmten Voraussetzungen

als durchgeführt gelten. Eine solche Regelung ist im Hin-

blick auf die Bestimmungen, die an die Durchführung an-

knüpfen sollen, erforderlich.

Satz 2 stellt eine Ausnahme von Satz 1 dar. Danach soll ein

Auftrag nicht als durchgeführt gelten, wenn der Auftragge-

ber zur Fortsetzung eines Vollstreckungsauftrags eine rich-

terliche Durchsuchungsanordnung oder eine Anordnung zur

Vollstreckung zur Nachtzeit oder an Sonn- und Feiertagen

nach § 758a ZPO beibringen muss und diese Anordnung

oder Erlaubnis in einem überschaubaren Zeitrahmen beige-

bracht wird. Tatsächlich handelt es sich in einem solchen

Fall um eine Unterbrechung der Amtstätigkeit des Gerichts-

vollziehers, deren Fortsetzung grundsätzlich keine neuen

Gebühren auslösen soll. Mit der zeitlichen Befristung soll

aber verhindert werden, dass die Angelegenheit kosten-

rechtlich auf unbestimmte Zeit in der Schwebe bleibt. Der

Auftrag gilt in diesen Fällen nach fruchtlosem Fristablauf

als durchgeführt. Wird die Vollstreckung nach Fristablauf

fortgesetzt, handelt es sich kostenrechtlich um einen neuen

Auftrag.

Eine in der Praxis der Gerichtsvollzieher nicht seltene Art

der Beendigung eines Auftrags ist die Rückgabe der Voll-

streckungsunterlagen an den Auftraggeber mit dem Hin-

weis, dass der Auftrag zur Vermeidung von Kosten als zu-

rückgenommen betrachtet werde. Diese Erledigungsform

sieht § 63 der Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher

für den Fall vor, dass der Gerichtsvollzieher begründeten

Anhalt dafür hat, die Zwangsvollstreckung werde fruchtlos

verlaufen. Um in diesen Fällen Zweifel zu vermeiden, zu

welchem Zeitpunkt die Zurücknahme wirksam wird und da-

mit der Auftrag als durchgeführt gilt, sieht Satz 3 hierfür

eine besondere Regelung vor. Danach soll es der Zurück-

nahme gleichstehen, wenn der Auftraggeber der Mitteilung

des Gerichtsvollziehers, er betrachte den Auftrag als zu-

rückgenommen, nicht bis zum Ablauf des auf die Absen-

dung der Mitteilung folgenden Kalendermonats wider-

spricht. Das Gleiche soll gelten, wenn im Falle des § 4

Abs. 1 Satz 1 und 2 E der Auftraggeber den geforderten

Vorschuss nicht bis zum Ablauf des auf die Absendung der

Zahlungsaufforderung folgenden Kalendermonats bezahlt

hat. Auf den Kalendermonat soll abgestellt werden, weil

hierdurch in den meisten Fällen Zweifel an dem Fristablauf

nicht aufkommen können.

Zu § 4

Absatz 1 der vorgeschlagenen Vorschrift entspricht dem gel-

tenden § 5 GvKostG, jedoch soll die Vorschusspflicht des

Auftraggebers ausdrücklich bestimmt werden. Dies ist er-

forderlich, weil der neue Absatz 3 in bestimmten Fällen die

Fortdauer der Vorschusspflicht vorsieht, auch wenn die

Amtshandlung nicht vorgenommen wird. Eine Verpflich-

tung des Gerichtsvollziehers zur Forderung eines Vorschus-

ses ergibt sich hieraus nicht.
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Absatz 2 soll zusätzlich in die Vorschrift aufgenommen wer-

den, um die Fortsetzung der Amtstätigkeit des Gerichtsvoll-

ziehers von der Zahlung eines weiteren Vorschusses abhän-

gig machen zu können, wenn der ursprünglich kalkulierte

Vorschussbetrag nicht ausreicht, um die gesamten Auslagen

zu decken. Die fehlenden Beträge können unter Umständen

sehr hoch sein (z. B. Kosten für die Unterbringung von Tie-

ren oder die Aufbewahrung von Möbeln). Mit der Verwei-

sung auf Absatz 1 wird erreicht, dass die dort in Satz 3

und 4 genannten Ausnahmen von der Abhängigmachung

auch bei der Nachforderung zu beachten sind. Die Aufhe-

bung einer Vollstreckungsmaßnahme durch den Gerichts-

vollzieher soll nur nach vorheriger Fristsetzung und Zustel-

lung einer entsprechenden Aufforderung unter Hinweis auf

die Folgen der Nichtzahlung zulässig sein, weil hierdurch

die Rechtsposition des Auftraggebers verschlechtert wird.

Die vorgeschlagene Regelung lässt dem Gerichtsvollzieher

genügend Spielraum. So kann er, wenn sich die anfallenden

weiteren Kosten in Grenzen halten und die Zahlung des

weiteren Vorschusses zu erwarten ist, die Anforderung

formlos übersenden. Wird der geforderte weitere Vorschuss

nicht gezahlt, ist der Gerichtsvollzieher in diesem Fall aller-

dings nicht zur Aufhebung der Vollstreckungsmaßnahme

berechtigt.

Mit Absatz 3 soll die praktische Handhabung der Kosten-

erhebung in den Fällen erleichtert werden, in denen be-

stimmte Gebühren erst nach einem gewissen Zeitablauf ent-

stehen. So soll im Falle des § 3 Abs. 4 Satz 2 E die bei

Zurücknahme des Auftrags anfallende Gebühr erst nach

fruchtlosem Ablauf der vorgesehenen Frist von drei Mona-

ten entstehen. Die Gebühr, die bei Zurücknahme eines Auf-

trags zu erheben ist, soll im Falle des § 3 Abs. 4 Satz 3 E

erst entstehen, wenn der Auftraggeber nicht innerhalb der

vorgeschlagenen Frist widerspricht. In der Praxis verzichten

die Gerichtsvollzieher häufig auf die Erhebung eines Vor-

schusses und erheben die Kosten erst bei der Rückgabe der

Vollstreckungsunterlagen oder nach Durchführung des Auf-

trags. In den genannten Fällen steht die Höhe der Gebühr

für den Fall des fruchtlosen Zeitablaufs fest. Die in den

Absätzen 1 und 2 vorgesehene Abhängigmachung einer

Amtshandlung von der Zahlung eines Vorschusses kommt

nicht mehr in Betracht. Mit Absatz 3 soll klargestellt wer-

den, dass der Gerichtsvollzieher die zu erwartenden Gebüh-

ren bei Rückgabe der Vollstreckungsunterlagen, also bereits

vor ihrer Entstehung, vom Auftraggeber als Vorschuss for-

dern kann. Umgekehrt braucht der Gerichtsvollzieher den

nicht benötigten Teil eines bereits geleisteten Vorschusses

nicht zurückzuzahlen, bis der Auftrag endgültig als durch-

geführt gilt.

Zu § 5

Absatz 1 enthält eine Bestimmung über die Zuständigkeit

für den Kostenansatz.

Absatz 2 soll an die Stelle des geltenden § 9 GvKostG tre-

ten. Die darin aufgeführten Vorschriften der ZPO sollen

nicht mehr einzeln genannt werden, weil § 5 GKG, auf den

weitgehend verwiesen wird, seit dem Inkrafttreten des Kos-

tenrechtsänderungsgesetzes 1994 vom 24. Juni 1994

(BGBl. I S. 1325, 2591, 3471) eine nahezu abschließende

Regelung über die Erinnerung gegen den Kostenansatz und

über die Beschwerde enthält. Die Verweisung auf die für

Beschwerdeverfahren geltenden Vorschriften der ZPO ist

notwendig, weil in § 5 Abs. 4 Satz 5 GKG ergänzend auf

die für die für Beschwerden in der Hauptsache geltenden

Vorschriften verwiesen wird. Nach dem Vorschlag wären

insoweit immer die Vorschriften der ZPO maßgebend,

gleichgültig nach welchen Vorschriften der Titel zustande

gekommen ist. Der Gerichtsvollzieher ist wie nach gelten-

dem Recht an dem Erinnerungsverfahren nicht beteiligt. In

dem Verfahren geht es ausschließlich um das Verhältnis

zwischen Staatskasse und Bürger. Die Staatskasse ist allei-

niger Gläubiger des Kostenanspruchs (Hartmann, Kosten-

gesetze, 28. Aufl., § 9 GvKostG).

Absatz 3 soll zusätzlich aufgenommen werden, um die

Rechtsbehelfe gegen die Abhängigmachung von der Zah-

lung eines Vorschusses übersichtlicher zu gestalten. Durch

die Verweisung auf Absatz 2 wird die geltende Regelung

beibehalten, dass über Einwendungen gegen die Vorschuss-

anordnung in Zwangsvollstreckungssachen nach § 766

Abs. 2 ZPO zu entscheiden ist. In den übrigen Fällen muss

derzeit auf die Generalklausel des Artikels XI § 1 des Ge-

setzes zur Änderung und Ergänzung kostenrechtlicher Vor-

schriften vom 26. Juli 1957 (BGBl. III, Gliederungsnummer

369-1 und 360-3) zurückgegriffen werden. Wie in der ent-

sprechenden Vorschrift des GKG (§ 6 GKG) soll künftig auf

die Vorschriften über die Erinnerung gegen den Kostenan-

satz verwiesen werden.

Zu § 6

Die vorgeschlagene Vorschrift entspricht inhaltlich dem gel-

tenden § 10 GvKostG. Im Interesse eines einheitlichen

Sprachgebrauchs soll jedoch nicht mehr von der Erledigung

des Auftrags, sondern von seiner Durchführung gesprochen

werden.

Zu § 7

Die vorgeschlagene Vorschrift entspricht dem geltenden

§ 11 GvKostG. Sie soll jedoch in ihrer Systematik und

sprachlich an § 8 GKG angepasst werden.

Absatz 1 entspricht dem geltenden § 11 Abs. 1 GvKostG.

Absatz 2 fasst die geltenden Absätze 2 und 3 des § 11 Gv-

KostG zusammen. Nach Satz 1 soll der Gerichtsvollzieher

die Entscheidung über die Nichterhebung von Kosten künf-

tig allerdings selbst treffen. Derzeit entscheidet nach

Nummer 13 GvKostG der unmittelbare Dienstvorgesetzte.

Gegen die Entscheidung des Gerichtsvollziehers soll der

Kostenschuldner sowohl im Verwaltungswege als auch ge-

richtlich im Wege der Erinnerung vorgehen können. Die Zu-

ständigkeit des Gerichts und das Verfahren bestimmen sich

nach dem für die Erinnerung und Beschwerde vorgesehenen

§ 5 E, auf den verwiesen werden soll.

Zu § 8

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem geltenden § 12 Gv-

KostG, jedoch soll der Betrag in Absatz 3 Satz 4, bis zu

dem die Verjährung von Kostenforderungen nicht unterbro-

chen wird, von 20 auf 48,90 DM – dies entspricht 25 € – an-
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gehoben werden. Der Betrag ist seit Jahrzehnten unverän-

dert geblieben. Die Erhöhung dient der Vereinfachung.

Zu § 9

Die vorgeschlagene Vorschrift verweist auf das neue Kos-

tenverzeichnis und ist sprachlich an § 11 Abs. 1 GKG ange-

lehnt.

Zu Abschnitt 2

Zu § 10

In Absatz 1 dieser Vorschrift soll der Grundsatz festge-

schrieben werden, dass bei der Durchführung desselben

Auftrags jede Gebühr grundsätzlich nur einmal entsteht,

auch wenn zu seiner Durchführung die gleiche Amtshand-

lung mehrfach zu erledigen ist. Hieraus ergibt sich umge-

kehrt, dass die Gebühren für mehrere Aufträge gesondert zu

erheben sind. Nach dem vorgeschlagenen Satz 2 soll bei

mehreren nicht erledigten Amtshandlungen die Gebühr

nach dem 6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses jedoch

mehrfach erhoben werden, wenn für die Erledigung der ver-

schiedenen Amtshandlungen unterschiedliche Gebühren an-

gefallen wären. Satz 3 sieht in den Fällen, in denen die

Amtshandlung für einen Teil des Auftrags erledigt und die

gleiche Amtshandlung für einen anderen Teil nicht erledigt

wird, vor, dass nur die Gebühr für die Erledigung der Amts-

handlung erhoben werden soll. Soweit für die nicht erle-

digte Amtshandlung ein eigener Gebührentatbestand vorge-

sehen ist, liegt diese Gebühr regelmäßig unter der Gebühr

für die Erledigung oder ist gleich hoch. Diese Gebühr soll

nicht neben der Gebühr für die Erledigung erhoben werden,

weil sonst die Teilerledigung teurer als die vollständige Er-

ledigung würde.

Die vorgeschlagene Regelung in Absatz 2 enthält Ausnah-

men von dem Grundsatz des Absatzes 1 Satz 1.

Nach Satz 1 sollen die Gebühren für jede Vollstreckungs-

maßnahme gesondert erhoben werden, wenn der Auftrag-

geber dem Gerichtsvollzieher einen „Dauerauftrag“ erteilt.

Dies soll jedoch nichts daran ändern, dass es sich in diesen

Fällen um einen einheitlichen Auftrag handelt (§ 3

Abs. 2 E). Es ist sachlich nicht gerechtfertigt, wenn für die

auftragsgemäße Wiederholung der gleichen Vollstreckungs-

maßnahme die Gebühr nur einmal zu erheben wäre. Nach

der vorgeschlagenen Regelung soll es sich zwar um einen

Auftrag handeln, wenn z. B. der Gerichtsvollzieher gleich-

zeitig beauftragt wird, einen Titel zuzustellen und hieraus

an drei verschiedenen Tagen eine Kassenpfändung vorzu-

nehmen, dennoch wäre die Pfändungsgebühr dreimal zu er-

heben. Anders wäre es, wenn der Gerichtsvollzieher den

Auftrag erhält, sowohl in der Wohnung als auch im Ge-

schäft des Schuldners zu pfänden. In diesem Fall soll die

Pfändungsgebühr nur einmal entstehen, da es sich zwar um

eine gleichartige, aber nicht um die Wiederholung der glei-

chen Vollstreckungsmaßnahme handeln würde. Satz 2 sieht

eine entsprechende Regelung für den Fall vor, dass der Ge-

richtsvollzieher die weitere Vollstreckung betreibt, weil

nach dem Ergebnis der Verwertung der Pfandstücke die

volle Befriedigung des Gläubigers nicht erreicht wurde oder

weil Pfandstücke, die im Gewahrsam des Schuldners belas-

sen wurden, abhanden gekommen oder beschädigt worden

sind. Satz 3 enthält eine Ausnahme für die Hebegebühr.

Absatz 3 sieht eine eigenständige Regelung für die Vollstre-

ckung gegen Gesamtschuldner vor. Nach § 3 Abs. 2 Nr. 2

und 3 E handelt es sich bei der Zustellung und Vollstre-

ckung gegen Gesamtschuldner um denselben Auftrag, wenn

dieser gleichzeitig erteilt worden ist. Nach dem Grundsatz

des Absatzes 1 würden die Gebühren nur einmal anfallen.

Hiervon sollen die Fälle der Zustellung (1. Abschnitt des

Kostenverzeichnisses), der Vorpfändung, der Pfändung, der

eidesstattlichen Versicherung und der Verhaftung (Num-

mern 200, 205, 260 und 270 des Kostenverzeichnisses) aus-

genommen werden. Auch nach geltendem Recht werden die

Gebühren in diesen Fällen gesondert erhoben.

Zu § 11

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 34 GvKostG, je-

doch soll die Verdoppelung der Gebühren auch für Tätigkei-

ten des Gerichtsvollziehers an Sonnabenden erfolgen. Der

Sonnabend ist im Allgemeinen arbeitsfreier Tag. Es ist des-

halb sachgerecht, diesen Wochentag gebührenrechtlich ei-

nem Sonntag gleichzustellen.

Zu § 12

Die vorgeschlagene Vorschrift übernimmt die Bestimmun-

gen des geltenden § 32 GvKostG. Die Verweisung auf die

einschlägigen Vorschriften der Kostenordnung soll den

Gleichlauf mit den Gebühren der Notare gewährleisten. Un-

terschiedlich hohe Gebühren für die gleiche Tätigkeit ver-

schiedener Rechtspflegeorgane lassen sich sachlich nicht

rechtfertigen.

Zu Abschnitt 3

Zu § 13

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 3 GvKostG. Auf-

traggeber im Sinne dieser Vorschrift ist auch derjenige, der

den Gerichtsvollzieher mit der Fertigung von Fotokopien

beauftragt.

Zu § 14

Nach geltendem Recht werden die Kosten mit Beendigung

der gebührenpflichtigen Amtshandlung fällig. Mit dem in

Satz 1 vorgeschlagenen Fälligkeitszeitpunkt soll erreicht

werden, dass sämtliche Gebühren eines Auftrags, der meh-

rere Amtshandlungen umfassen kann, zum gleichen Zeit-

punkt fällig werden und damit auch gleichzeitig verjähren.

Nicht durch den Vorschuss gedeckte Beträge sollen nach

Durchführung des Auftrags in einer einheitlichen Schluss-

kostenrechnung abgerechnet werden können. Die Fälligkeit

tritt auch ein, wenn der Auftrag als durchgeführt gilt (§ 3

Abs. 4 E). Die Vorschrift enthält ferner einen Fälligkeits-

zeitpunkt für den Fall des Ruhens der Vollstreckung. Hat

z. B. der Gläubiger mit dem Schuldner eine Ratenzahlungs-

verpflichtung getroffen und deshalb den Gerichtsvollzieher

gebeten, die Vollstreckung vorläufig nicht weiterzubetrei-

ben, sollen spätestens nach 12 Kalendermonaten die Gebüh-

ren fällig werden. Soweit Amtshandlungen, mit deren Erle-

digung der Gerichtsvollzieher beauftragt ist, zu diesem
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Zeitpunkt noch nicht erledigt sind, werden die Gebühren

nach dem 6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses fällig. Die

Fälligkeitsregelung dient nicht der Beitreibbarkeit der Kos-

ten, sondern ist wegen des Beginns der Verjährungsfrist von

Bedeutung. Sämtliche Kosten können ohnehin als Vor-

schuss bereits erhoben werden.

Zu § 15

Die vorgeschlagene Vorschrift erweitert das Recht, be-

stimmte Gebühren aus dem Erlös einer Verwertung vorweg

zu entnehmen (§ 6 Satz 1 GvKostG), auf die Auslagen, die

bei den in dem vorgeschlagenen Absatz 1 genannten Ver-

wertungsmaßnahmen anfallen. Dies entspricht der Kosten-

regelung für die Versteigerung von beweglichen Sachen und

Rechten in § 54 Abs. 3 KostO. Eine Erstreckung des Ent-

nahmerechts auf alle anfallenden Kosten ist nicht möglich,

weil bei mehreren Aufträgen für Kosten, die nicht im Zu-

sammenhang mit der Verwertung stehen, keine gemeinsame

Haftung der Auftraggeber besteht.

Absatz 2 entspricht dem geltenden § 6 Satz 2 GvKostG.

In Absatz 3 Satz 1 wird klargestellt, dass die Regelungen in

§ 459b StPO und § 94 OWiG grundsätzlich Vorrang haben.

Nach diesen Vorschriften sind Teilzahlungen zunächst auf

die Strafe bzw. Geldbuße, dann auf angeordnete Nebenfol-

gen, die zu einer Geldzahlung verpflichten, und zuletzt auf

die Kosten anzurechnen. Dies ist schon in Nummer 9a Gv-

KostG so geregelt, weil der wegen einer Straftat oder Ord-

nungswidrigkeit Verurteilte bei zwangsweiser Beitreibung

nicht schlechter gestellt sein soll als bei freiwilliger Zah-

lung.

Nach dem vorgeschlagenen Satz 2 soll im Fall der für den

Auftraggeber bewilligten Prozesskostenhilfe künftig auf das

Entnahmerecht verzichtet werden, um dem Gerichtsvollzie-

her besondere Berechnungen zu ersparen. Nach dem gelten-

den § 7 GvKostG kann der Erlös bei bewilligter Prozesskos-

tenhilfe bis zur Höhe eines Fünftels zur Deckung der

Kosten verwendet werden. Dies läuft im Ergebnis auf eine

Teilzahlungsverpflichtung des armen Auftraggebers in

Höhe eines Fünftels des Erlöses hinaus, die auf den Umfang

der Bewilligung durch das Prozessgericht keine Rücksicht

nimmt. Die nunmehr vorgeschlagene Regelung überlässt es

dem Gericht zu entscheiden, ob im Wege der Zwangsvoll-

streckung bewirkte Einnahmen dazu führen sollen, dass der

Betroffene nunmehr einen Teil der Kosten aufzubringen hat.

Der neue Satz 3 will aus Gründen der Vereinfachung auf die

Berücksichtigung der genannten Ausnahmen vom Entnah-

merecht verzichten, wenn die Voraussetzungen nicht für alle

Auftraggeber vorliegen. Hierdurch sollen dem Gerichtsvoll-

zieher umständliche Berechnungen erspart bleiben. Ohne

diese Vorschrift müsste der Gerichtsvollzieher die Kosten

fiktiv nach dem Verhältnis der Forderungen verteilen und

die auf die Begünstigten entfallenden Kosten herausrech-

nen. Für die Auftraggeber ist die mit dieser Regelung ver-

bundene Schlechterstellung gegenüber geltendem Recht zu-

mutbar, weil die Betroffenen in aller Regel gegenüber der

Einzelvollstreckung Kosten einsparen. Die vorgeschlagene

Regelung dürfte auch deshalb zumutbar sein, weil die Be-

troffenen nicht zu einer Leistung verpflichtet werden. Viel-

mehr soll lediglich der auf sie entfallende Anteil am Erlös

vermindert werden.

Mit Satz 4 soll lediglich klargestellt werden, dass die Kos-

ten aus dem Erlös immer entnommen werden können, wenn

dieser höher ist als die Summe der Forderungen aller Auf-

traggeber.

Zu § 16

Die vorgeschlagene Vorschrift enthält eine Regelung für die

Verteilung der Kosten für den Fall, dass bei einer Verwer-

tung kein Erlös erzielt wird oder der Erlös zur Deckung der

Kosten nicht ausreicht.

Nach dem geltenden § 6 GvKostG werden keine Auslagen

aus dem Erlös vorweg entnommen, vielmehr werden alle

Auslagen nach der Zahl der Auftraggeber verteilt (§ 15

Satz 3 GvKostG). Dies kann im Ausnahmefall dazu führen,

dass z. B. der Gläubiger einer Kleinforderung mit Kosten

belastet wird, die höher sind als seine Forderung. Ferner

können durch die Verteilung nach Kopfteilen zwischen

Gläubigern mit hohen Forderungen und Gläubigern mit

Kleinforderungen für die zuletzt genannten Gläubiger

Kostenbelastungen entstehen, die im Verhältnis zu den

Forderungen dieser Gläubiger unangemessen hoch sind

(Schröder-Kay, a. a. O., Rn. 23 zu § 15 GvKostG). Die

Umstellung von Wert- auf Festgebühren ändert hieran

nichts. Die nunmehr vorgeschlagene Vorschrift sieht vor,

dass Auslagen, die zu den in § 15 Abs. 1 E genannten Kos-

ten gehören, aber nicht durch den Erlös gedeckt sind, im

Verhältnis der Forderungen auf die einzelnen Aufträge ver-

teilt werden. Damit wird gleichzeitig erreicht, dass jeder

Auftraggeber nur für den auf ihn entfallenden Teil dieser

Kosten haftet.

Zu § 17

In anderen als den in § 15 Abs. 1 E genannten Fällen sollen

die Auslagen, die bei der Durchführung mehrerer Aufträge

entstehen, nach der Zahl der Aufträge verteilt werden. Kos-

ten, die bei der Durchführung eines einzelnen Auftrags ent-

standen sind, sollen auch nur diesem Auftrag zugerechnet

werden. Jeder Auftraggeber würde danach für die nur auf

seine Aufträge entfallenden Kosten alleine haften. Wegegel-

der (Nummer 711 des Kostenverzeichnisses) und die Ausla-

genpauschale (Nummer 713 des Kostenverzeichnisses) sol-

len für jeden Auftrag gesondert erhoben werden. Eine

Verteilung scheidet daher aus.

Zu Abschnitt 4

Zu § 18

Die Vorschrift soll den geltenden § 38 GvKostG ersetzen.

Diese Regelung führt derzeit beim Zusammentreffen von

Aufträgen, die vor und nach dem Inkrafttreten einer Geset-

zesänderung erteilt worden sind, zu Schwierigkeiten. Künf-

tig ist das Zusammentreffen weitgehend unproblematisch,

weil die Gebühren für jeden Auftrag gesondert zu erheben

sind. Für die Gebühren und Auslagen der Verwertung, die

auch dann nur einmal entstehen, wenn mehrere Aufträge zu-

grunde liegen, soll einheitlich das zur Zeit der Entstehung

der Kosten geltende Recht maßgebend sein. Ist der Auftrag
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zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung mit dem

Auftrag zur Vollstreckung verbunden, soll unabhängig von

dem Zeitpunkt, der für die Abnahme der eidesstattlichen

Versicherung als Zeitpunkt der Auftragserteilung gilt, der

Zeitpunkt maßgebend sein, zu dem der Auftrag zur Vollstre-

ckung erteilt worden ist, damit der gesamte Auftrag einheit-

lich nach der zu einer bestimmten Zeit geltenden Regelung

abgerechnet werden kann.

Zu § 19

Weder die Dauerübergangsvorschrift des § 18E noch die

geltende Vorschrift des § 38 GvKostG ist bei dem Erlass ei-

nes neuen Gesetzes anwendbar. Die genannten Vorschriften

gelten nur bei einer Änderung des bestehenden Gesetzes.

Die vorgeschlagene besondere Übergangsvorschrift ent-

spricht inhaltlich dem § 18E, jedoch sollen auch die Gebüh-

ren solcher Aufträge, die gemeinsam erledigt werden, ge-

trennt berechnet werden, wenn die zugrunde liegenden

Aufträge zum Teil vor und zum Teil nach dem Inkrafttreten

des neuen GvKostG erteilt worden sind. Hinsichtlich der

Verwertungskosten soll das zum Zeitpunkt ihrer Entstehung

geltende Recht maßgebend sein.

Zu § 20

Nach den in der Vorschrift genannten Bestimmungen des

Einigungsvertrages sind die Kostengesetze in den neuen

Ländern und im Ostteil Berlins mit der Maßgabe in Kraft

getreten, dass die Gebühren um 20 % zu ermäßigen sind.

Mit der Ermäßigungssatz-Anpassungsverordnung wurde

der Ermäßigungssatz zum 1. Juli 1996 auf 10 % herabge-

setzt. Durch die vorgeschlagenen Verweisungen soll er-

reicht werden, dass der derzeit geltende Ermäßigungssatz

auch für das neue Gerichtsvollzieherkostengesetz gilt. Die

Ermächtigung des Bundesministeriums der Justiz, die Er-

mäßigungssätze zur Anpassung an die wirtschaftlichen Ver-

hältnisse neu festzusetzen oder aufzuheben, soll ebenfalls

für das neue Gesetz anwendbar sein. Damit soll der Gleich-

lauf der Kostengesetze hinsichtlich der Ermäßigung sicher-

gestellt werden.

Zur Anlage (Kostenverzeichnis)

Das Kostenverzeichnis ist in seinem Aufbau dem Kosten-

verzeichnis des GKG nachgebildet, den dieses durch das

Kostenrechtsänderungsgesetz 1994 vom 24. Juni 1994

(BGBl. I S. 1325, 2591, 3471) erhalten hat.

Zum 1. Abschnitt

In diesen Abschnitt sollen die Gebührentatbestände für die

Zustellung, die bisher in § 16 GvKostG enthalten sind, ein-

gestellt werden. In der Überschrift soll klargestellt werden,

dass Gebühren nur für Zustellungen im Parteibetrieb zu er-

heben sind. Zustellungen von Amts wegen lösen keine Ge-

bühren aus, weil der Gerichtsvollzieher dann nicht als ge-

richtliches Zustellungsorgan, sondern als Beamter der

Justizverwaltung handelt (Schröder-Kay, a.a.O., Rn. 1 und 2

zu § 16 GvKostG). Durch die Anmerkung zu Nummer 100

soll erreicht werden, dass der Gerichtsvollzieher, der die

Ladung zum Termin zur Abnahme der eidesstattlichen Ver-

sicherung persönlich zustellt, ebenfalls die Gebühr erhält.

Die Gebühren sollen stärker als nach geltendem Recht pau-

schaliert werden. Dabei soll auf die meisten Abstufungen in

der Gebührenhöhe verzichtet werden, um kleine Gebühren-

beträge zu vermeiden. Künftig soll nur noch zwischen der

persönlichen Zustellung durch den Gerichtsvollzieher und

einer sonstigen Form der Zustellung unterschieden werden.

Aus diesem Grund und um den Wegfall der Beglaubigungs-

gebühr nach § 16 Abs. 7 GvKostG auszugleichen, werden

gegenüber geltendem Recht höhere Festgebühren vorge-

schlagen. Nach § 16 Abs. 7 GvKostG wird für die Beglau-

bigung eines Schriftstücks, das dem Gerichtsvollzieher zum

Zwecke der Zustellung übergeben ist, je Seite eine Gebühr

in Höhe von 1 DM für die ersten 50 Seiten und in Höhe von

0,30 DM für jede weitere Seite erhoben.

Der derzeitige Gebührenbetrag für die persönliche Zustel-

lung soll von 10 DM auf 14,67 DM erhöht werden. Die

Höhe der Gebühr soll aus den vorstehend dargelegten Erwä-

gungen über dem Entgelt der Deutschen Post AG für Zu-

stellungen mit Zustellungsurkunde liegen. Dieses beträgt

derzeit 11 DM. Der derzeitige Gebührenbetrag für die sons-

tigen Formen der Zustellung soll von 2,50 DM auf 4,89 DM

erhöht werden.

Die im geltenden § 16 Abs. 6 GvKostG enthaltene Rege-

lung, dass die Zustellung an den Zustellungsbevollmächtig-

ten mehrerer Beteiligter als eine Zustellung gilt, soll als

Vorbemerkung vorangestellt werden.

Zum 2. Abschnitt

In diesem Abschnitt sollen alle Gebührentatbestände für

Vollstreckungsmaßnahmen zusammengefasst werden.

Zu Nummer 200

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 16a GvKostG, al-

lerdings soll die Gebühr für die Vorpfändung von derzeit

10 DM auf 19,56 DM erhöht werden. Im Hinblick auf die

Bedeutung einer Vorpfändung – sie hat unter den Vorausset-

zungen des § 845 ZPO die Wirkung eines Arrestes – und

den damit verbundenen Arbeitsaufwand des Gerichtsvoll-

ziehers erscheint eine Anhebung dieser Gebühr angezeigt.

Auf ausdrücklichen Antrag des Gläubigers hat der Gerichts-

vollzieher die Benachrichtigung mit der Aufforderung an

den Drittschuldner, nicht an den Schuldner zu zahlen, und

mit der Aufforderung an den Schuldner, sich jeder Verfü-

gung über die Forderung, insbesondere ihrer Einziehung, zu

enthalten, selbst anzufertigen. Diese Tätigkeit soll durch die

Gebühr abgegolten werden.

Zu Nummer 205

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 17 Abs. 1 Gv-

KostG. Die Gebühr soll 29,34 DM betragen.

Die Postspareinlagen sind vom Gebührentatbestand nicht

mehr erfasst, weil die Pfändung von Postspareinlagen nicht

mehr Aufgabe des Gerichtsvollziehers ist. Nach § 23 Abs. 4

des Gesetzes über das Postwesen (PostG) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 3. Juli 1989 (BGBl. I S. 1449),

zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom

14. September 1994 (BGBl. I S. 2325), galten für die Pfän-

dung des Guthabens die Vorschriften über die Pfändung von
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Forderungen aus Wechseln und anderen Papieren, die durch

Indossament übertragen werden, entsprechend. Das PostG

ist nach seinem § 31 mit Ablauf des 31. Dezember 1997 au-

ßer Kraft getreten.

Zu den Nummern 206 und 210

Die Nummer 206 entspricht dem geltenden § 18 Abs. 1

GvKostG und die Nummer 210 dem geltenden § 18 Abs. 2

GvKostG. Die Gebühr soll jeweils 19,56 DM betragen.

Zu Nummer 220

Der Gebührentatbestand entspricht dem geltenden § 19

Abs. 1 GvKostG, allerdings soll die Gebühr von derzeit

10 DM auf 19,56 DM angehoben werden. Im Hinblick auf

den mit diesen Tätigkeiten verbundenen Arbeitsaufwand

des Gerichtsvollziehers und im Hinblick auf das Risiko im

Falle einer Beschädigung oder Vernichtung erscheint eine

Anhebung dieser Gebühren angemessen. Zudem ist ein

Ausgleich für die nur noch eingeschränkte Erhebung eines

Zeitzuschlags vorzunehmen.

Die Vorschrift sieht gegenüber dem geltenden § 19 Abs. 1

GvKostG eine Gebühr auch für den Fall der Entfernung von

Pfandstücken aus dem Gewahrsam des Gläubigers oder ei-

nes zur Herausgabe bereiten Dritten vor. Es erscheint nicht

sachgerecht, die Gebühr auf den Fall der Entfernung von

Pfandstücken aus dem Gewahrsam des Schuldners zu be-

schränken, obwohl § 808 ZPO im Falle des § 809 ZPO ent-

sprechend anzuwenden ist.

Die Anmerkung enthält eine Ausnahme von dem allgemei-

nen Grundsatz, dass die Gebühren für jeden Auftrag geson-

dert erhoben werden. Hierdurch soll der Tatsache Rechnung

getragen werden, dass die Entfernung von Pfandstücken im-

mer nur ein einheitlicher Vorgang sein kann. Die Gebühr

kann dem Erlös ebenso vorweg entnommen werden wie die

Verwertungskosten, die ebenfalls nur einmal entstehen

(siehe hierzu die Begründung zu § 15E).

Zu Nummer 221

Der Gebührentatbestand entspricht dem geltenden § 22 Gv-

KostG, allerdings soll die Gebühr von derzeit 20 DM auf

39,12 DM angehoben werden. Im Hinblick auf den Arbeits-

aufwand des Gerichtsvollziehers und mit Rücksicht darauf,

dass die herauszugebenden Sachen oftmals einen erhebli-

chen Wert haben, erscheint eine Anhebung der Gebühren

angemessen. Zudem ist ein Ausgleich für die nur noch ein-

geschränkte Erhebung eines Zeitzuschlags vorzunehmen.

Zu Nummer 230

Dieser Gebührentatbestand entspricht dem geltenden § 23

GvKostG, allerdings soll die Gebühr von derzeit 40 DM auf

78,23 DM angehoben werden. Im Hinblick auf die besonde-

ren Schwierigkeiten und mit Rücksicht auf die besondere

Verantwortung sowie die psychische Belastung des Ge-

richtsvollziehers bei der Wegnahme von Personen erscheint

eine Anhebung der Gebühren angemessen. Zudem ist ein

Ausgleich für die nur noch eingeschränkte Erhebung eines

Zeitzuschlags vorzunehmen.

Zu den Nummern 240 bis 242

Die Gebührentatbestände entsprechen dem geltenden § 24

Abs. 1 Nr. 1 und 2 GvKostG, allerdings sollen die Gebüh-

ren 240 und 242 jeweils von derzeit 40 DM auf 146,69 DM

und die Gebühr 241 von 40 DM auf 195,58 DM angehoben

werden. Die weitergehende Erhöhung der Gebühr 241 soll

dem besonderen Aufwand Rechnung tragen, der mit der

Wegnahme ausländischer Schiffe verbunden ist. Im Übrigen

soll die Erhöhung den teilweisen Wegfall eines Zeitzu-

schlags ausgleichen. Wegen der stärkeren Pauschalierung

soll ein Zeitzuschlag nur erhoben werden, wenn das Ge-

schäft mehr als drei Stunden in Anspruch nimmt.

Zu Nummer 250

Der Gebührentatbestand entspricht dem geltenden § 24

Abs. 1 Nr. 3 GvKostG, allerdings soll die Gebühr von der-

zeit 40 DM nach dem durchschnittlichen Zeitaufwand auf

78,23 DM angehoben werden. Die Erhöhung soll auch die

nur noch eingeschränkte Erhebung eines Zeitzuschlags aus-

gleichen.

Zu Nummer 260

Die Regelung entspricht § 27a GvKostG. Der Gebührentat-

bestand soll anders als im geltenden Recht als Aktgebühr

ausgestaltet werden. Dies entspricht der generellen Rege-

lungstechnik des Entwurfs. Die Gebühr soll mit 48,90 DM

höher als nach geltendem Recht (40 DM) festgelegt werden.

Dafür sollen neben der Gebühr keine Schreibauslagen für

die Erteilung der Abschrift des Vermögensverzeichnisses

mehr erhoben werden (vgl. Absatz 3 der Anmerkung zu

Nummer 700). Die Auslagen für die Zustellung einer La-

dung zu dem Termin sollen weiter gesondert erhoben wer-

den. Ferner sollen die nach dem Gerichtskostengesetz zu er-

hebenden Gebühren für Verfahren über den Antrag eines

Drittgläubigers auf Erteilung der Abschrift eines mit eides-

stattlicher Versicherung abgegebenen Vermögensverzeich-

nisses und auf Einsicht in das Vermögensverzeichnis auf

20 DM reduziert werden (vgl. Artikel 2 Abs. 1 Nr. 5

Buchstabe n).

Bis zum Inkrafttreten der 2. Zwangsvollstreckungsnovelle

am 1. Januar 1999 war die Höhe dieser Gebühren und der

Gebühr für das Verfahren zur Abnahme der eidesstattlichen

Versicherung (jeweils 35 DM) eine Mischkalkulation, die

insbesondere der Vereinfachung dienen sollte. Wegen der

unterschiedlichen Stellen, die nunmehr für die Verfahren

zuständig sind (Gerichtsvollzieher, Gericht), sind diese

Gründe entfallen. Die nunmehr vorgeschlagenen Gebühren

orientieren sich stärker an dem Aufwand, den die einzelnen

Tätigkeiten erfordern.

Zu Nummer 270

Die vorgesehene Gebühr entspricht den sich aus dem gel-

tenden § 26 GvKostG ergebenden Gebühren. Sie soll wegen

des durchschnittlichen Zeitaufwandes einheitlich auf

58,67 DM angehoben werden. Auf die Ermäßigung der Ge-

bühr im Falle der Nachverhaftung, wie dies derzeit geregelt

ist, soll verzichtet werden. Eine Nachverhaftung liegt vor,

wenn sich der Schuldner bereits in Zwangshaft befindet und

der Gerichtsvollzieher einen weiteren Haftbefehl dadurch
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vollstreckt, dass er den Schuldner in der Justizvollzugsan-

stalt aufsucht, den weiteren Haftbefehl vorweist und den

Schuldner für nachverhaftet erklärt.

Zum 3. Abschnitt

Die Gebührentatbestände dieses Abschnitts entsprechen de-

nen des geltenden § 21 GvKostG.

Die Vorbemerkung, wonach die Gebühr nur einmal erhoben

wird, stellt eine Abweichung von § 10 Abs. 1 E dar. Nach

dieser Vorschrift sollen die Gebühren bei Durchführung

desselben Auftrags grundsätzlich nur einmal erhoben wer-

den. Daraus folgt, dass bei mehreren Aufträgen die Gebüh-

ren grundsätzlich gesondert erhoben werden sollen. Verwer-

tungsgebühren sollen jedoch unabhängig von der Zahl der

Aufträge nur einmal erhoben werden. Ist z. B. ein Gegen-

stand für mehrere Gläubiger gepfändet und wird dieser Ge-

genstand für alle Gläubiger verwertet, entsteht nur eine Ge-

bühr für die Verwertung.

Zum 4. Abschnitt

Zu Nummer 400

Der Gebührentatbestand entspricht dem geltenden § 28 Gv-

KostG, allerdings soll die Gebühr von derzeit 40 DM auf

146,69 DM angehoben werden. Im Hinblick auf die Bedeu-

tung einer solchen Amtshandlung und mit Rücksicht auf

den oftmals mit der Aufnahme eines Inventars verbundenen

erheblichen, manchmal auch mehrtägigen Arbeitsaufwand

des Gerichtsvollziehers und wegen der Bedeutung der

Amtshandlung für den Auftraggeber erscheint eine über-

durchschnittliche Anhebung der Gebühr für die Erledigung

der Amtshandlung angemessen.

Zu Nummer 401

Der Gebührentatbestand entspricht dem des geltenden § 29

GvKostG, allerdings soll sich die Gebühr bei der Feststel-

lung von mehr als drei Personen für jede weitere Person

nicht mehr ermäßigen.

Zu den Nummern 410 und 411

Die Gebührentatbestände entsprechen dem geltenden § 30

Abs. 1 und 2 GvKostG. Die in § 30 Abs. 3 GvKostG be-

stimmte Gebühr für die Bekanntmachung empfangsbedürf-

tiger Willenserklärungen unter Abwesenden einschließlich

der Beurkundung der Bekanntmachung kann wegfallen,

weil der Gerichtsvollzieher diese Aufgabe nicht mehr wahr-

nimmt.

Zu Nummer 420

Die Gebühr 420 ist bisher in § 19 Abs. 3 GvKostG geregelt.

Zu Nummer 430

Als Hebegebühr wird nach § 27 GvKostG ein Viertel der

vollen Gebühr, somit eine Wertgebühr erhoben. Für die Ent-

gegennahme einer Zahlung bis 1 000 DM beträgt die Ge-

bühr derzeit 5 DM. Mit der vorgeschlagenen Neuregelung,

wonach als Festgebühr 2,93 DM für jede Zahlung erhoben

werden soll, wird die Gebühr ermäßigt. Nach geltendem

Recht beträgt die Gebühr:

Die Neuregelung soll die Möglichkeit des ratenweisen Ein-

zugs von Forderungen (§§ 806b, 813a, 900 Abs. 3 ZPO) un-

terstützen, indem die Kosten – auch für den Schuldner von

kleineren Forderungen – in Grenzen gehalten werden. Zahlt

der Schuldner die Raten jedoch nicht von sich aus und muss

der Gerichtsvollzieher aus diesem Grund den Schuldner

aufsuchen, soll für jeden dieser Fälle das Wegegeld geson-

dert erhoben werden (Nummer 711 des Kostenverzeichnis-

ses); damit erhöhen sich die vom Gerichtsvollzieher zu ver-

einnahmenden Kosten für jede Rate je nach Entfernung um

4,89 bis 19,56 DM.

Die Vorschrift soll nach Satz 1 der Anmerkung auch für die

Einziehung eines entgegengenommenen Schecks oder für

dessen auftragsgemäße Weiterleitung an den Auftraggeber

gelten. Dies bedeutet, dass die Gebühr nicht anfällt, wenn

die Einziehung des Schecks durch den Gerichtsvollzieher

mangels Deckung scheitert. Für die Weiterleitung an den

Auftraggeber soll die Gebühr nur anfallen, wenn dieser die

Weiterleitung ausdrücklich erbeten hat. In diesem Fall soll

es nicht darauf ankommen, ob der Scheck zur Einlösung ge-

langt. Die Bitte des Schuldners, den Scheck an den Auftrag-

geber weiterzuleiten, soll keine Hebegebühr auslösen. Dies

soll dadurch erreicht werden, dass nur die Weiterleitung

„aufgrund eines entsprechenden Auftrags des Auftragge-

bers“ eine Gebühr auslöst. Einen Auftrag kann nur der Auf-

traggeber erteilen. Andernfalls könnte der Schuldner mittels

ungedeckter Schecks für den Auftraggeber Gebühren auslö-

sen, ohne dass dieser hierauf Einfluss nehmen kann. Im Üb-

rigen ist der Auftrag auf die Befriedigung des Gläubigers

gerichtet. Diese tritt mit der Übersendung eines Schecks

noch nicht ein.

Zum 5. Abschnitt

Dieser Abschnitt schlägt in Nummer 500 einen Zeitzu-

schlag von 29,34 DM je Stunde vor, der allerdings bei den

Gebührentatbeständen, die einen Zeitzuschlag vorsehen,

nur anfallen soll, wenn die Amtstätigkeit des Gerichtsvoll-

ziehers mehr als drei Stunden dauert. Hierdurch soll für die

Mehrzahl der Amtshandlungen der Anfall eines Zeitzu-

schlags vermieden werden. Andererseits wird ein krasses

Missverhältnis zwischen Gebühr und Aufwand bei sehr

gezahlter
Betrag

Gebühr nach
geltendem

Recht

20 DM 5,00 DM

50 DM 5,00 DM

100 DM 5,00 DM

500 DM 5,00 DM

1 000 DM 5,00 DM

5 000 DM 15,00 DM

10 000 DM 27,50 DM
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zeitaufwendigen Tätigkeiten verhindert. Für den Großteil

der Fälle steht damit die Höhe der Gebühren von Anfang an

fest, so dass sich ein eventuell erhobener Vorschuss mit den

abschließend zu berechnenden Gebühren deckt.

Zum 6. Abschnitt

In diesem Abschnitt sollen alle Gebührentatbestände zu-

sammengefasst werden, die eine nicht erledigte Amtshand-

lung betreffen. Hierunter fallen die Gebühren, die zu erhe-

ben sind, wenn ein Auftrag vor seiner Durchführung

zurückgenommen wurde oder wenn die Amtshandlung aus

Rechtsgründen oder infolge von Umständen, die weder in

der Person des Gerichtsvollziehers liegen noch von seiner

Entschließung abhängig sind, nicht erledigt wurde. In all

diesen Fällen hat der Gerichtsvollzieher in der Regel bereits

einen Aufwand erbracht oder noch zu erbringen (z. B.

Rücksendung des Titels). Dies rechtfertigt grundsätzlich

den Ansatz einer Gebühr. Durch die Vorbemerkung soll le-

diglich der Fall ausgenommen werden, dass der Gerichts-

vollzieher örtlich nicht zuständig ist und deshalb den Auf-

trag an den zuständigen Gerichtsvollzieher weiterleitet.

Dies entspricht dem auch im GKG geltenden Grundsatz,

dass bei der Verweisung an das zuständige Gericht die Ge-

bühren nicht doppelt anfallen (§ 9 GKG). Da die ZPO für

den Gerichtsvollzieher keine Regelungen enthält, wann er

abzugeben hat und wann er den Auftrag an den Gläubiger

zurückgibt, soll schon die Möglichkeit der Abgabe das Ent-

stehen der Gebühr ausschließen. Nach § 29 Nr. 2

Buchstabe b der Gerichtsvollzieherordnung gibt der Ge-

richtsvollzieher den Auftrag an den Gläubiger zurück, wenn

eine Abgabe nicht zweckmäßig ist.

Die Gebühr soll in der Regel unter der Gebühr für die Erle-

digung der Amtshandlung liegen und grundsätzlich

19,56 DM betragen (Nummer 604). Abweichungen sehen

die Nummern 600 bis 603 vor, wenn die Gebühr für die Er-

ledigung der Amtshandlung weniger als 19,56 DM beträgt

(Nummer 600 für die persönliche Zustellung und Nummer

603) oder wenn der vom Gerichtsvollzieher in der Regel be-

reits erbrachte Aufwand oder sonstige Umstände eine hö-

here Gebühr rechtfertigen. Ein höherer Aufwand liegt ins-

besondere der in Nummer 602 vorgesehenen Gebühr für die

nicht erledigte Räumung zugrunde, z. B. wenn die bereits

begonnene Räumung aufgrund einer Zwangseinweisung

durch das Ordnungsamt oder aus sonstigen Gründen einge-

stellt werden muss. Aber auch vor Beginn der Räumung hat

der Gerichtsvollzieher schon einen nicht unerheblichen

Aufwand: Er muss einen Vorschuss anfordern, mit dem

Spediteur einen Termin vereinbaren und den Gläubiger, den

Schuldner sowie das Ordnungsamt über den anberaumten

Termin unterrichten. Der Betrag von 4,89 DM (Nummer

600 für die sonstige Zustellung) soll nicht unterschritten

werden.

Zum 7. Abschnitt

Dieser Abschnitt fasst die Auslagentatbestände der §§ 35

bis 37 GvKostG zusammen. Bestimmte Auslagen sollen je-

doch künftig aus Vereinfachungsgründen nicht mehr einzeln

erhoben werden, weil deren Höhe sehr gering oder deren

Ermittlung sehr aufwendig ist. So sollen die Auslagen für

● die bei der Durchführung des Auftrags verwendeten Vor-
drucke und

● Post- und Telekommunikationsdienstleistungen mit Aus-
nahme der Zustellungen mit Zustellungsurkunde

in Form einer Pauschale erhoben werden. Auf Nummer 713

des Kostenverzeichnisses und die Begründung hierzu wird

Bezug genommen.

Zu Nummer 700

Die Vorschrift soll die derzeitige Schreibauslagenregelung

des § 36 GvKostG übernehmen. Aus Gründen der Vereinfa-

chung soll die Regelung jedoch an die anderer Kostenge-

setze angepasst werden. Daraus folgt, dass Schreibauslagen

nur für die Fertigung von Abschriften erhoben werden. Das

derzeit geltende GvKostG enthält für mehrere Fälle Rege-

lungen, in denen Schreibauslagen auch für die Fertigung

von Urschriften erhoben werden. Die weggefallenen

Schreibauslagen sollen durch höhere Gebühreneinnahmen

ausgeglichen werden.

Absatz 3 der Anmerkung entspricht der bis zum

31. Dezember 1998 geltenden Regelung im Gerichtskosten-

gesetz. Die Höhe der Gebühr für die Abnahme der eides-

stattlichen Versicherung ist so bemessen, dass die

Schreibauslagen für die erste Erteilung einer Abschrift des

Protokolls und des mit eidesstattlicher Versicherung abge-

gebenen Vermögensverzeichnisses mit eingerechnet sind.

Diese Regelung ermöglicht es dem Gläubiger in der Regel,

die anfallenden Kosten vorschussweise zu zahlen, ohne dass

ein Restbetrag nachgefordert oder eine Überzahlung zu-

rückgezahlt werden müsste.

Zu Nummer 701

Die Änderung trägt dem Umstand Rechnung, dass neben

der Deutschen Post AG weitere Unternehmen Zustellungen

mit Zustellungsurkunde durchführen.

Zu Nummer 706

Dieser Auslagentatbestand ist zusätzlich aufgenommen

worden, weil diese Kosten einem Auftrag oder mehreren

Aufträgen konkret zugerechnet werden können. Es besteht

daher keine Veranlassung Kosten dieser Art den Gemein-

kosten zuzuschlagen.

Zu Nummer 710

Anstelle der nach geltendem Recht zu erhebenden tatsächli-

chen Kosten für die Benutzung von eigenen Beförderungs-

mitteln des Gerichtsvollziehers zur Beförderung von Perso-

nen und Sachen soll künftig aus Gründen der Vereinfachung

eine Pauschale in Höhe von 9,78 DM je Fahrt erhoben wer-

den.

Zu Nummer 711

Das Wegegeld tritt schon nach geltendem Recht als Pau-

schale an die Stelle der sonst zu erhebenden Reisekosten.

Hierzu gehören neben den Fahrtkosten auch alle Nebenkos-

ten sowie sonst anfallende Tagegelder. Dies soll im Ausla-

gentatbestand ausdrücklich zum Ausdruck gebracht werden.
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Auf die derzeitige Unterscheidung in § 37 GvKostG zwi-

schen dem Ortswegegeld und dem Auswärtswegegeld (§ 37

Abs. 4 GvKostG) soll aus Vereinfachungsgründen verzich-

tet werden. Stattdessen soll für besonders große Entfernun-

gen eine weitere Wegegeldstufe für Entfernungen von mehr

als 30 km angefügt werden. Wege innerhalb des Amtsge-

richtsbezirks sollen künftig einheitlich nach den Maßstäben

des geltenden Ortswegegeldes unter Beibehaltung der sich

nach Luftlinie bemessenden Entfernungszonen entgolten

werden.

Ferner soll bei der Durchführung eines Auftrags unabhän-

gig von der Zahl der Wege das Wegegeld grundsätzlich nur

einmal nach der weitesten Entfernung erhoben werden. Der

mehrfache Ansatz soll nur in den Fällen des § 10 Abs. 2

Satz 1 und 2 E und beim Einzug von Raten erfolgen. Nach

§ 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 E sollen die Gebühren jeweils ge-

sondert erhoben werden, wenn der Gerichtsvollzieher be-

auftragt ist, die gleiche Vollstreckungshandlung wiederholt

durchzuführen oder wenn er auch ohne ausdrückliche Wei-

sung des Auftraggebers die weitere Vollstreckung betreibt,

weil nach dem Ergebnis der Verwertung der Pfandstücke die

Vollstreckung nicht zur vollen Befriedigung des Auftragge-

bers führt oder Pfandstücke bei dem Schuldner abhanden

gekommen oder beschädigt worden sind. Wegen der vorge-

sehenen mehrfachen Erhebung bei der Einziehung von Ra-

ten wird auf die Begründung zu Nummer 430 Bezug ge-

nommen. Die derzeitige Möglichkeit des mehrfachen

Wegegeldansatzes nach der Zahl der tatsächlich gefahrenen

Wege (z. B. für einen oder mehrere erfolglose Vollstre-

ckungsversuche) führt in der Praxis gelegentlich zu Streit

darüber, ob der mehrfache Ansatz des Wegegeldes notwen-

dig war.

Da das Ortswegegeld bei der Durchführung desselben Auf-

trags nur einmal erhoben werden soll, soll es im Niveau ge-

genüber dem geltenden Recht etwa verdoppelt werden, weil

die Durchführung eines Auftrags häufig mehr als eine Fahrt

erfordert.

Bei der vorgeschlagenen Höhe des Wegegeldes ist auch be-

rücksichtigt, dass von den Gerichtsvollziehern immer wie-

der kritisiert worden ist, dass die Wegegelder, die Gerichts-

vollzieher im ländlichen Raum einnehmen, zu spürbaren

Gewinnen führen würden, die Wegegelder der Gerichtsvoll-

zieher im städtischen Bereich dagegen nicht kostendeckend

seien. Demgemäß wird für die Nahzone ein mehr als drei-

mal so hohes Wegegeld als derzeit und für die Zonen von

mehr als 20 Kilometern etwa das Doppelte des derzeitigen

Wegegeldes vorgeschlagen. Ferner sind aus Gründen der

Vereinfachung statt fünf nur noch vier Entfernungszonen

vorgesehen.

Zu Nummer 712

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 37 Abs. 5 Gv-

KostG.

Zu Nummer 713

Mit der vorgeschlagenen Auslagenpauschale soll ein Ersatz

für die entfallenen Auslagentatbestände geschaffen werden.

Die Pauschale soll an die Stelle folgender nach geltendem

Recht zu erhebender barer Auslagen treten:

1. Entgelte für Post- und Telekommunikationsdienstleis-

tungen, ausgenommen Zustellungen mit Zustellungsur-

kunde, und

2. Vordruckauslagen.

Ferner sollen die im Einzelfall möglicherweise anfallenden

Entgelte für Bankdienstleistungen durch die Pauschale ab-

gegolten werden. Die Pauschale erhebt nicht den Anspruch,

die genannten Auslagen in jedem Einzelfall vollständig zu

decken. Sonstiger Aufwand des Gerichtsvollziehers gehört

grundsätzlich zu den Gemeinkosten, die durch die Gebüh-

ren abgegolten werden. Dies gilt insbesondere für

Schreibauslagen für

● Abschriften, die von Amts wegen angefertigt oder per
Telefax übermittelt werden;

● Abschrift der Zustellungsurkunde in den Fällen des
§ 829 Abs. 2 Satz 2 ZPO;

● Abschrift der Benachrichtigung des Drittschuldners und
des Schuldners nach § 845 Abs. 1 Satz 2 ZPO;

● die bei einer Hinterlegung zu erstattende Anzeige an das
Vollstreckungsgericht (§§ 827, 854 ZPO);

● die vor der Verhaftung erforderliche Anzeige an die vor-
gesetzte Dienstbehörde des zu Verhaftenden (§ 910
ZPO) und die dem Schuldner zu übergebende Abschrift
des Haftbefehls (§ 909 Abs. 1 Satz 2 ZPO);

● die Aufnahme der von dem Drittschuldner bei der Zu-
stellung eines Pfändungsbeschlusses oder nachträglich
abgegebenen Erklärungen (§ 840 ZPO).

Zu Artikel 2 (Anpassung von Rechtsvorschriften)

Zu Absatz 1 (Änderung des Gerichtskostengesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 2)

Die vorgeschlagene Regelung entspricht dem Vorschlag in

§ 2 Abs. 1 Satz 2 GvKostG-E (Artikel 1). Auf die Begrün-

dung hierzu wird Bezug genommen.

Zu Nummer 2 (§ 12a)

Mit der Neufassung des Gesetzes gegen Wettbewerbs-

beschränkungen (GWB) vom 26. August 1998 (BGBl. I

S. 2546) sind darin die Paragraphen neu nummeriert wor-

den. Mit den vorgeschlagenen Änderungen sollen die Ver-

weisungen an die neue Paragraphenfolge angepasst werden.

Inhaltliche Änderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Nummer 3 (§ 61)

Durch Artikel 18 Nr. 5 des Zweiten Gesetzes zur Änderung

des Patentgesetzes und anderer Gesetze (2. PatGÄndG)

vom 16. Juli 1998 (BGBl. I S. 1827) sollten in der Vor-

schrift die Wörter „und im seerechtlichen Verteilungsver-

fahren“ durch die Wörter „im seerechtlichen Verteilungs-

verfahren und in den Rechtsmittelverfahren des

gewerblichen Rechtsschutzes (§ 1 Abs. 3)“ ersetzt werden.

Diese Änderung sollte zum 1. November 1998 in Kraft tre-

ten.

Durch Artikel 8 des zuvor am 1. September 1998 in Kraft

getretenen Gesetzes zur Änderung der Haftungsbeschrän-
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kung in der Binnenschifffahrt vom 25. August 1998

(BGBl. I S. 2489) wurden die Wörter „seerechtlichen Ver-

teilungsverfahren“ durch die Wörter „schifffahrtsrechtli-

chen Verteilungsverfahren“ ersetzt. Der Änderungsbefehl

des 2. PatGÄndG war deshalb nicht mehr umsetzbar. Die

Vorschrift soll deshalb unter Berücksichtigung beider Ände-

rungen neu gefasst werden.

Zu Nummer 4 (§ 65)

Durch Artikel 2 Abs. 4 der 2. Zwangsvollstreckungsnovelle

vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3039) ist die Nummer

1643 des Kostenverzeichnisses (Gebühr für das Verfahren

zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung) wegen der

Übertragung des Verfahrens auf den Gerichtsvollzieher auf-

gehoben worden und die Regelung über die Vorauszahlung

dieser Gebühr in § 65 Abs. 4 weggefallen. Als neue Num-

mer 1643 soll nunmehr eine Gebühr in Höhe von 50 DM für

das weiterhin vor dem Vollstreckungsgericht stattfindende

Verfahren zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung

nach § 889 ZPO eingefügt werden. Die Durchführung des

Verfahrens soll von der Zahlung dieser Gebühr abhängig

gemacht werden.

Zu Nummer 5 (Anlage 1)

Zu den Buchstaben a und b (Gliederung)

Die Überschrift der Gliederung des Teils 1 und die Über-

schrift des Teils 1 sind durch Artikel 18 Nr. 5 2. PatGÄndG

vom 16. Juli 1998 (BGBl. I S. 1827, 1837) – in Kraft getre-

ten am 1. November 1998 – und durch Artikel 2 Abs. 1

VgRÄG vom 26. August 1998 (BGBl. I S. 2512, 2519) – in

Kraft getreten am 1. Januar 1999 – jeweils neu gefasst

worden. Die ab 1. Januar 1999 geltende Fassung berück-

sichtigt jedoch nicht die notwendigen Änderungen durch

das 2. PatGÄndG. Dies macht eine Neufassung unter

Berücksichtigung beider Änderungen notwendig.

Zu den Buchstaben c und d (Nummer 1201 und 1202)

Bei der Neufassung des Kostenverzeichnisses durch

Artikel 1 des Kostenrechtsänderungsgesetzes 1994 vom

24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325, 2591, 3471) sollten sich die

Nummern der Gebührentatbestände so zusammensetzen,

dass die erste Ziffer den Teil, die zweite Ziffer den Hauptab-

schnitt und die dritte Ziffer den Abschnitt wiedergibt. Bei

den zu ändernden Nummern gibt die dritte Ziffer jedoch

nicht den richtigen Abschnitt wieder. Dies soll korrigiert

werden.

Zu den Buchstaben e bis i (Überschrift des Abschnitts

II.2 des Teils 1, Nummer

1222, Vorbemerkung zu den

Nummern 1224 und 1225 so-

wie zu den Nummern 1226

und 1227, Überschrift des

Abschnitts II.3 des Teils 1)

Mit der Neufassung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB) vom 26. August 1998 (BGBl. I

S. 2546) sind darin die Paragraphen neu nummeriert wor-

den. Mit der vorgeschlagenen Änderung sollen die Verwei-

sungen an die neue Paragraphenfolge angepasst werden. In-

haltliche Änderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe j (Vorbemerkung zu den Nummern 1236

und 1237)

Mit der Neufassung des Gesetzes gegen Wettbewerbs-

beschränkungen (GWB) vom 26. August 1998 (BGBl. I

S. 2546) sind darin die Paragraphen neu nummeriert wor-

den. Mit der vorgeschlagenen Änderung sollen die Verwei-

sungen an die neue Paragraphenfolge angepasst werden. Bei

der Neufassung der Vorbemerkung durch Artikel 2 Abs. 1

des Vergaberechtsänderungsgesetzes vom 26. August 1998

(BGBl. I S. 2512) ist versehentlich das Wort „die“ verges-

sen worden, das nunmehr eingefügt werden soll. Inhaltliche

Änderungen sind damit nicht verbunden.

Zu den Buchstaben k und l (Nummer 1411 und Vor-

bemerkung vor Nummer

1414 und 1415)

Die vorgeschlagenen Änderungen sind eine Folgeänderung

zur Neugliederung des Hauptabschnitts IV des Teils 1 des

Kostenverzeichnisses zum GKG durch Artikel 2 § 14 des

Schiedsverfahrens-Neuregelungsgesetzes vom 22. Dezem-

ber 1997 (BGBl. I S. 3224).

Zu Buchstabe m (Nummer 1643)

In Buchstabe m ist die Einfügung eines Gebührentatbestan-

des für das Verfahren auf Abnahme der eidesstattlichen Ver-

sicherung nach § 889 der Zivilprozessordnung vorgesehen.

Auf die Begründung zu Nummer 4 wird verwiesen.

Zu Buchstabe n (Nummer 1644 und 1645)

Die Gebühren für die Erteilung einer Abschrift des mit ei-

desstattlicher Versicherung abgegebenen Vermögensver-

zeichnisses und für die Einsicht in ein solches Vermögens-

verzeichnis sollen künftig losgelöst von der Gebühr für die

Abnahme der eidesstattlichen Versicherung geregelt wer-

den. Wegen des Wegfalls der Mischkalkulation zwischen

den verschiedenen Gebührenarten sollen die Gebühren stär-

ker an dem jeweiligen Aufwand orientiert werden. Auf die

Begründung zu Artikel 1 Nummer 260 der Anlage zum Gv-

KostG wird Bezug genommen.

Zu Buchstabe o (Nummer 1655)

Durch die vorgeschlagene Neufassung der Nummer 1655

des Kostenverzeichnisses zum GKG sollen aus Gründen der

Vereinfachung ebenso wie im GvKostG-E keine Beglaubi-

gungsgebühren mehr erhoben werden. Auf die Begründung

zum 1. Abschnitt des Kostenverzeichnisses zum GvKostG

(Artikel 1) wird Bezug genommen. Im Übrigen handelt es

sich um Folgeänderungen aufgrund der Neufassung des Gv-

KostG.
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Zu Buchstabe p (Nummer 1701)

Durch Artikel 6 des Kindschaftsreformgesetzes vom

16. Dezember 1997 (BGBl. I S. 2942) ist § 620 Satz 2 der

Zivilprozessordnung aufgehoben worden. Die Verweisung

in Nummer 1701 soll entsprechend angepasst werden.

Zu Buchstabe q (Nummer 9000)

Die Nummer 1643, auf die in der Anmerkung verwiesen

wird, ist durch Artikel 2 Abs. 4 der 2. Zwangs-

vollstreckungsnovelle vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I

S. 3039) aufgehoben worden. Die nunmehr neu eingefügte

Nummer 1643 betrifft nicht mehr die eidesstattliche Versi-

cherung nach § 899, sondern die nach § 889 ZPO. Für die

eidesstattliche Versicherung nach § 899 ZPO ist seit dem

1. Januar 1999 der Gerichtsvollzieher zuständig. Wegen der

unterschiedlichen Zuständigkeit – für das Verfahren zur Ab-

nahme der eidesstattlichen Versicherung ist der Gerichts-

vollzieher, für die Erteilung einer Abschrift des Vermögens-

verzeichnisses an Drittgläubiger und für die Einsicht in das

Vermögensverzeichnis ist das Vollstreckungsgericht zustän-

dig – soll der Zusammenhang zwischen der bei dem

Gerichtsvollzieher zu entrichtenden Gebühr und den

Gebühren, die das Vollstreckungsgericht erhebt, aufgelöst

werden. Auf die Begründung zu Artikel 1 (Nummer 260 des

Kostenverzeichnisses) wird verwiesen.

Zu Buchstabe r (Nummer 9002)

Siehe Begründung zu Artikel 1 (Nummer 701 des Kosten-

verzeichnisses); im Übrigen handelt es sich um Folgeände-

rungen aufgrund der Neufassung des GvKostG.

Zu Buchstabe s (Nummer 9010)

Der Gebührentatbestand ist wegen der Haftkosten für die

Erzwingungshaft nach § 901 ZPO ergänzt worden. Seit der

Übertragung des Verfahrens zur Abnahme der eidesstattli-

chen Versicherung auf den Gerichtsvollzieher durch die

2. Zwangsvollstreckungsnovelle vom 17. Dezember 1997

(BGBl. I S. 3039) gilt für dieses Verfahren nicht mehr das

Gerichtskostengesetz (§ 1 GKG), sondern das Gesetz über

Kosten der Gerichtsvollzieher. Für die Tätigkeit des Ge-

richtsvollziehers werden Kosten nur nach diesem Gesetz er-

hoben (§ 1 GvKostG). Der Entwurf enthält eine gleichlau-

tende Regelung. Da für den Erlass des Haftbefehls nach

§ 901 ZPO das Gericht zuständig ist, so ist zumindest frag-

lich, ob die Vollziehung des Haftbefehls dem gerichtlichen

Verfahren oder dem Verfahren vor dem Gerichtsvollzieher

zuzurechnen ist. Damit ist auch unklar, ob die Rechtsgrund-

lage für die Erhebung der Haftkosten im GKG oder im Gv-

KostG angesiedelt sein müsste. Ohne die vorgeschlagene

Ergänzung könnte es zu unterschiedlichen Rechtsauffassun-

gen darüber kommen, ob es für die Erhebung der Haftkos-

ten an einer Rechtsgrundlage fehlt.

Zu Absatz 2 (Änderung der Kostenordnung)

Zu Nummer 1 (§ 31a)

Die Heranziehung des Betriebseinheitswertes zur Ermitt-

lung des Geschäftswertes in Registerangelegenheiten ist

durch die Neufassung der §§ 26 ff. durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2090) wegge-

fallen. Die Verweisung ist daher überflüssig und soll gestri-

chen werden.

Zu Nummer 2 (§ 86)

Die Änderung ist erforderlich, weil das Kabelpfandgesetz

durch Artikel 13 § 1 Nr. 1 des Gesetzes vom 14. September

1994 (BGBl. I S. 2325) mit Wirkung vom 1. Januar 1995

aufgehoben wurde. Eine inhaltliche Änderung ist damit

nicht verbunden.

Zu Nummer 3 (§ 136)

Mit Artikel 2 des Kostenrechtsänderungsgesetzes 1994 vom

24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325, 2591, 3471) ist in Absatz 1

die Nummer 3 gestrichen worden. Dabei ist das Satzzeichen

am Ende nicht angepasst worden. Dies soll nunmehr nach-

geholt werden.

Zu Nummer 4 (§ 137)

Siehe Begründung zu Artikel 1 (Nummer 701 des Kosten-

verzeichnisses); im Übrigen handelt es sich um Folgeände-

rungen aufgrund der Neufassung des GvKostG.

Zu Nummer 5 (§ 153)

Durch Artikel 28 des Jahressteuergesetzes 1997 vom

20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049) sind die Reisekosten-

stufen im Bundesreisekostengesetz weggefallen. Die Höhe

der Reisekosten ist für alle Bundesbeamte einheitlich.

Zu Absatz 3 (Änderung des Gesetzes über die Entschädi-

gung der ehrenamtlichen Richter)

Zu Nummer 1 (§ 4)

Durch Artikel 28 des Jahressteuergesetzes 1997 vom

20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049) sind die Reisekosten-

stufen im Bundesreisekostengesetz weggefallen. Die Tage-

geldsätze sind nunmehr einheitlich und bestimmen sich

nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 des Einkommensteuer-

gesetzes. Danach entsteht ein Tagegeld erst ab einer Abwe-

senheit von mehr als acht Stunden. Deshalb soll die Auf-

wandsentschädigung in Höhe von 6 DM bis zu einer

Abwesenheitsdauer von 8 Stunden gezahlt werden.

Zu Nummer 2 (§ 7)

Die Vorschrift kann entfallen, weil das Bundesreisekosten-

gesetz keine Reisekostenstufen mehr kennt. Die Höhe des

Tage- und des Übernachtungsgeldes richtet sich daher ein-

heitlich nach § 4. Auf die Begründung zu Nummer 1 wird

Bezug genommen.

Zu Absatz 4 (Änderung des Gesetzes über die Entschädi-

gung von Zeugen und Sachverständigen)

Auf die Begründung zu Absatz 3 Nr.  1 wird verwiesen.
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Zu Absatz 5 (Änderung der Bundesgebührenordnung für

Rechtsanwälte)

Zu Nummer 1 (§ 3)

Absatz 5 ist durch Artikel 4 des Gesetzes zur Neuordnung

des Berufsrechts der Rechtsanwälte und der Patentanwälte

vom 2. September 1994 (BGBl. I S. 2278) eingefügt wor-

den. Nach Satz 1 kann der Rechtsanwalt in außergerichtli-

chen Angelegenheiten Pauschalvergütungen und Zeitvergü-

tungen vereinbaren, die niedriger sind als die gesetzlichen

Gebühren. Nach Satz 2 gilt dies auch für die Beratung der

Mitglieder eines Verbandes oder Vereins im Rahmen des

satzungsgemäßen Aufgabenbereiches. Satz 2 ist überflüssig

und seinerzeit versehentlich in die Vorschrift eingestellt

worden und kann deshalb wegfallen.

Zu Nummer 2 (§ 20)

Mit Artikel 7 des Kostenrechtsänderungsgesetzes 1994 vom

24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325, 2591, 3471) ist in Absatz 1

ein neuer Satz 2 eingefügt worden. Dabei ist die Verwei-

sung auf den bisherigen Satz 2 in Absatz 2 nicht angepasst

worden. Dies soll nunmehr nachgeholt werden.

Zu Nummer 3 (§ 58)

Zu Buchstabe a

Die Änderung ist eine Folge der Änderungen der ZPO

durch Artikel 1 der 2. Zwangsvollstreckungsnovelle vom

17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3039), die nunmehr nach-

geholt werden soll.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Nach § 38 Abs. 1 des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes

sind die §§ 30 und 31 des Wohnraumbewirtschaftungsgeset-

zes mit Ablauf des 31. Dezember 1968 außer Kraft getreten.

Die Verweisung auf diese Vorschriften kann daher entfallen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Vorschrift verweist auf die Vorschrift der ZPO über die

vorzeitige Löschung im Schuldnerverzeichnis. Mit

Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften über

das Schuldnerverzeichnis vom 15. Juli 1994 (BGBl. I

S. 1566) wurden die Vorschriften über die vorzeitige Lö-

schung in § 915a ZPO eingestellt. Die Verweisung soll nun-

mehr angepasst werden.

Zu Nummer 4 (§ 64)

Das Gesetz über die innerdeutsche Regelung von Vorkriegs-

remboursverbindlichkeiten (BGBl. III Gliederungsnummer

7411-2) ist durch Artikel 21 des Gesetzes vom

16. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2441) und § 9 des Zweiten

Umstellungsergänzungsgesetzes (BGBl. III Gliederungs-

nummer 7601-2) durch § 12 Nr. 6 des Gesetzes vom

17. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3123) aufgehoben worden.

Die Verweisungen auf diese Vorschriften sollen deshalb ge-

strichen werden.

Zu Nummer 5 (§ 65a)

Mit der Neufassung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB) vom 26. August 1998 (BGBl. I

S. 2546) sind darin die Paragraphen neu nummeriert wor-

den. Mit der vorgeschlagenen Änderung sollen die Verwei-

sungen an die neue Paragraphenfolge angepasst werden. In-

haltliche Änderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Nummer 6 (§ 65b)

Satz 1 der Vorschrift verweist auf § 15 des Gesetzes über

die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten

Schutzrechten vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1294).

Diese Vorschrift betraf das gerichtliche Verfahren. Durch

die Änderung dieses Gesetzes durch Artikel 2 des Gesetzes

vom 24. Juni 1985 (BGBl. I S. 1137) ist eine geänderte Re-

gelung des gerichtlichen Verfahrens in § 16 eingestellt wor-

den. Nach Absatz 4 Satz 2 dieser Vorschrift gilt für das Ver-

fahren der Erste Abschnitt des Zweiten Buches der ZPO

entsprechend. Daraus folgt, dass die §§ 31 ff. BRAGO un-

mittelbar gelten. In der Neufassung soll deshalb nur noch

die Anwendung des § 11 Abs. 1 Satz 4 für die erstinstanzli-

chen Verfahren vor dem Oberlandesgericht angeordnet wer-

den. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden.

Zu Nummer 7 (§ 70)

Die vorgeschlagene Änderung ist eine Folgeänderung zur

Änderung des § 57 der Bundesgebührenordnung für Rechts-

anwälte durch Artikel 2 Abs. 7 der 2. Zwangsvollstre-

ckungsnovelle vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3039).

Zu Nummer 8 (§ 97)

Die vorgeschlagene Änderung ist erforderlich, weil die Ver-

weisung auf § 85 Abs. 3 und § 86 Abs. 3 bei Einführung des

Haftzuschlags durch Artikel 7 des Kostenrechtsänderungs-

gesetzes 1994 vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325, 2591,

3471) vergessen worden ist. Der Pflichtverteidiger sollte

den Haftzuschlag in den gleichen Fällen erhalten wie der

Wahlverteidiger.

Zu Nummer 9 (§ 102)

Durch Artikel 2 des Gesetzes zum Schutz von Zeugen bei

Vernehmungen im Strafverfahren und zur Verbesserung des

Opferschutzes; Zeugenschutzgesetz vom 30. April 1998

(BGBl. I S. 820) ist an § 102 ein neuer Absatz 2 angefügt

worden. Danach wird die Vergütung des Rechtsanwalts, der

dem Opfer als Beistand bestellt worden ist, aus der Staats-

kasse gezahlt. Anders als bei dem bestellten Pflichtverteidi-

ger besteht ein Vergütungsanspruch gegen das Opfer nicht.

Die Abgrenzung des neuen Absatzes 2 von der Regelung in

Absatz 1, die unter anderem für den Nebenkläger gilt, dem

Prozesskostenhilfe bewilligt ist, ist schwierig. Durch die

vorgeschlagene Ergänzung soll die Anwendung der Vor-

schrift erleichtert werden. Eine inhaltliche Änderung ist da-

mit nicht verbunden.

Zu Nummer 10 (Achter Abschnitt)

Der Abschnitt kann aufgehoben werden, weil das Gesetz

über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in Strafsa-
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chen durch Anlage I Kapitel III Sachgebiet C Abschnitt II

Nr. 5 des Einigungsvertrages aufgehoben worden ist.

Zu Nummer 11 (§ 117)

Bei der Neufassung der Vorschrift durch Artikel 3 des Ge-

setzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2109) ist die

Überschrift versehentlich weggefallen.

Zu Absatz 6 (Änderung der Justizbeitreibungsordnung)

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der

Neufassung des GvKostG.

Zu Absatz 7 (Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Absatz 1 Nr. 5

Buchstabe c.

Zu Nummer 2

Mit dem vorgeschlagenen neuen Satz 5 soll klargestellt

werden, dass nach Erhebung des Widerspruchs die Sache

ohne Anforderung eines weiteren Vorschusses an das als zu-

ständig bezeichnete Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit

abgegeben werden soll. Ein Teil der Gerichte wendet § 65

Abs. 1 Satz 2 GKG wörtlich an, wenn gegen einen Mahnbe-

scheid Widerspruch eingelegt worden ist. Nach dieser Vor-

schrift soll die Sache nach Erhebung des Widerspruchs erst

an das für das streitige Verfahren als zuständig bezeichnete

Gericht abgegeben werden, wenn die erforderte Gebühr für

das Verfahren im Allgemeinen gezahlt ist. Da nach § 46a

Abs. 1 Satz 4 WEG der Antrag auf Erlass des Mahnbe-

scheids erst ab Eingang der Akten als Antrag nach § 43

Abs. 1 WEG gilt, wird diesen Gerichten die Gebühr nach

Nummer 1201 des Kostenverzeichnisses zum GKG als Vor-

schuss angefordert. Dies ist nicht sachgerecht, weil die Ge-

bühr für das Verfahren ohne Entscheidung nach § 48 Abs. 1

Satz 1 WEG niedriger ist als die Gebühr für den Mahnbe-

scheid.

Zu Absatz 8 (Änderung des Gesetzes über Ordnungswid-

rigkeiten)

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der

Neufassung des GvKostG.

Zu Absatz 9 (Änderung der Abgabenordnung)

Zu Nummer 1

Nach § 339 AO werden sowohl für die Mobiliarpfändung

als auch für die Pfändung von Forderungen und anderen

Vermögensrechten einheitliche Gebühren erhoben, deren

Höhe sich nach der Summe der zu vollstreckenden Be-

träge bemisst. Die Höhe der Gebühr richtet sich nach § 13

Abs. 1 GvKostG. Abweichend vom Zwangsvollstreckungs-

verfahren nach der Zivilprozessordnung werden auch für

die Pfändung von Forderungen und anderen Vermögens-

rechten Wertgebühren erhoben. Diese Abweichung trägt

den unterschiedlichen Tätigkeiten der Vollstreckungsge-

richte und der Vollstreckungsbehörden der Finanzverwal-

tung Rechnung. Die Tätigkeit des Vollstreckungsgerichts

beschränkt sich bei Forderungspfändungen darauf, einen

vom Gläubiger weitgehend vorbereiteten Pfändungs- und

Überweisungsbeschluss zu erlassen. Der damit verbun-

dene Verwaltungsaufwand wird mit einer Festgebühr von

20 DM (Nummer 1640 des Kostenverzeichnisses zum

GKG) abgegolten. Daneben sind vom Schuldner alle wei-

teren notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung nach

§ 788 ZPO zu tragen. Hierzu gehören grundsätzlich auch

die Kosten der Vorbereitung der Vollstreckung durch den

Gläubiger. Dabei handelt es sich um Aufwendungen, de-

ren Höhe sich nach der Art der getroffenen Maßnahme und

ihrer Notwendigkeit richtet. Sie werden zusammen mit

dem zu vollstreckenden Hauptanspruch beigetrieben. Da-

gegen sind im Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach

der Abgabenordnung die Kosten der Vorbereitung der Voll-

streckung vom Vollstreckungsschuldner nicht gesondert zu

erstatten; sie sind mit der Pfändungsgebühr abgegolten.

Ferner wird im Gegensatz zur Festgebühr im gerichtlichen

Verfahren die Gebühr bei der Pfändung mehrerer Forde-

rungen nur einmal erhoben.

Die Umstellung der von dem Gerichtsvollzieher zu erhe-

benden Gebühren von Wert- auf Festgebühren und der da-

mit verbundene Wegfall der Gebührentabelle zu § 13 Abs. 1

GvKostG machen eine Anpassung der Gebührenregelungen

in den §§ 339 ff. AO erforderlich. Von einer pauschalen

Übernahme der für das GvKostG vorgesehenen Festgebüh-

ren für die Pfändung beweglicher Sachen und der im GKG

bestimmten Gebühren für die Pfändung von Forderungen

und anderen Vermögensrechten wird abgesehen, da sie nach

überschlägigen Berechnungen der obersten Finanzbehörden

der Länder zu erheblichen Haushaltsausfällen führen würde.

Die Einführung von Festgebühren würde zwar die Gebühre-

nerhebung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren verein-

fachen, sie setzt jedoch längerfristige, eingehende Untersu-

chungen über das Verhältnis des Kostenaufwands für

getroffene Vollstreckungsmaßnahmen zum Gebührenauf-

kommen voraus. 

Die Änderungen sehen daher vor, ohne dem Ergebnis weite-

rer Prüfungen vorzugreifen, am geltenden Gebührenrecht,

insbesondere an der Erhebung von Wertgebühren für die

Mobiliarpfändung und für die Pfändung von Forderungen

und anderen Vermögensrechten festzuhalten. Zu diesem

Zweck soll die bisherige Gebührentabelle zu § 13 Abs. 1

GvKostG in die Abgabenordnung übernommen werden.

Zu Nummer 2

Die Höhe der Wegnahmegebühr lehnt sich an die Gebühr

nach Nummer 221 der Anlage zum GvKostG an.

Zu Nummer 3

§ 343 AO regelt die Abrundung der Gebühren, wenn sich

bei ihrer Berechnung Pfennigbeträge ergeben. Für die Run-

dungsvorschrift besteht kein Bedürfnis mehr: sie kann daher

entfallen.

Zu Nummer 4

Auf die Begründung zu Nummer 1 wird verwiesen.
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Zu Absatz 10 (Änderung des Artikels XI des Gesetzes

zur Änderung und Ergänzung kostenrecht-

licher Vorschriften)

Artikel XI § 5 Abs. 1 des Gesetzes zur Änderung und Er-

gänzung kostenrechtlicher Vorschriften in der im Bundesge-

setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 360-3, veröffentlich-

ten bereinigten Fassung, der zuletzt durch Gesetz vom

20. August 1975 (BGBl. I S. 2189) geändert worden ist,

kann aufgehoben werden. Auf die Begründung zu Artikel 1

§ 1 Abs. 2 des Entwurfs wird Bezug genommen.

Zu Artikel 3 (Änderung des Gerichtsvollzieherkos-
tengesetzes zur Umstellung auf Euro)

Mit diesem Artikel soll das Gerichtsvollzieherkostengesetz

in der Fassung des Artikels 1 auf Euro umgestellt werden.

Die Euro-Beträge entsprechen den DM-Beträgen. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Artikel 1 des Gesetzes und die Folgeänderungen sollen bis

zum Inkrafttreten eine Vorlaufzeit von etwa einem Jahr ha-

ben. Die neue Gebührenstruktur und insbesondere die ver-

ringerte Zahl der Auslagentatbestände werden bei den Ein-

nahmen der Gerichtsvollzieher zu Veränderungen führen,

die eine Neuberechnung der Bürokostenentschädigung er-

forderlich machen, um sicherzustellen, dass sich deren

Höhe im Ergebnis zumindest nicht verringert.

Artikel 3 soll gleichzeitig mit der zu diesem Zeitpunkt ge-

planten Umstellung der übrigen Kostengesetze auf den Euro

am 1. Januar 2002 in Kraft treten.

Im Übrigen soll das Gesetz am Tag nach der Verkündung in

Kraft treten, weil es sich um Korrekturen handelt, die über-

wiegend auf frühere Gesetzgebungsverfahren zurückzufüh-

ren sind.
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Der Bundesrat hat in seiner 747. Sitzung am 4. Februar

2000 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76

Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 1 nach Satz 1 – neu – GvKostG)

In Artikel 1 ist nach § 2 Abs. 1 Satz 1 folgender Satz ein-

zufügen:

„Diese Befreiung gilt nicht für Auslagen bei einer

Zwangsvollstreckung nach § 885 der Zivilprozessord-

nung, wenn Auftraggeber der Bund oder eine nach dem

Haushaltsplan des Bundes verwaltete öffentliche Kör-

perschaft oder Anstalt ist.“

B e g r ü n d u n g

§ 2 Abs. 1 Satz 1 GvKostG-E entspricht dem geltenden

§ 8 Abs. 1 GvKostG. Die danach u. a. vorgesehene Aus-

lagenfreiheit des Bundes und der Länder beruht auf zwei

Grundgedanken: Im Interesse der Verwaltungsvereinfa-

chung soll bei Auslagen, die regelmäßig nur einen gerin-

gen Bruchteil der Gebühren betragen, kein unverhältnis-

mäßiger Erhebungsaufwand betrieben werden. Außer-

dem wird angenommen, dass die Auslagenbefreiung

wegen des Grundsatzes der Gegenseitigkeit im Ergebnis

kostenneutral ist.

Der Gesichtspunkt der Kompensation kommt bei Aus-

lagen der Gerichtsvollzieher im Verhältnis zum Bund

jedoch nicht zum Tragen; denn der Bund unterhält keine

Vollstreckungsorgane, die von den Ländern kostenlos in

Anspruch genommen werden könnten. Der Gedanke der

Verwaltungsvereinfachung ist nur bei Bagatellbeträgen

von Bedeutung, nicht jedoch bei Auslagen in der regel-

mäßig bei Vollstreckungen nach § 885 ZPO anfallenden

Höhe, z. B. für den Transport und die Einlagerung von

Räumungsgut. Entsprechende Auslagen können, wie

einige Beispiele aus jüngerer Zeit zeigen, je nach Sach-

lage auch für die Beseitigung von wertlosen Sachen wie

Abfall und sonstigen Altlasten entstehen und zu Kosten

in Millionenhöhe führen, die bei Vermögenslosigkeit des

Räumungsschuldners im Ergebnis von den Ländern zu

tragen sind. Für Zwangsvollstreckungen nach § 885

ZPO ist deshalb eine Ausnahme von der Auslagenfrei-

heit des Bundes und der nach dem Haushaltsplan des

Bundes verwalteten öffentlichen Körperschaften oder

Anstalten geboten. Der neue Satz 2 sieht die entspre-

chende Regelung vor.

2. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 2 – neu – und Anlage <zu § 9>
GvKostG)

a) § 9 ist wie folgt zu ändern:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

bb) Folgender Absatz 2 ist anzufügen:

„(2) Die Festgebühr beträgt 19,56 DM.“

b) Die Anlage (zu § 9) ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 205 ist die Angabe „29,34 DM“

durch die Angabe „3,0“ zu ersetzen.

bb) In Nummer 260 ist die Angabe „48,90 DM“

durch die Angabe „3,0“ zu ersetzen.

cc) Nach Nummer 603 ist folgende Nummer 604

einzufügen: 

Nr.

Gebührentatbestand

Satz der 

Festgebühr 

nach § 9 

Abs. 2

604 – Amtshandlung der in den Nummern 205 und 260 genannten 

Art...................................................................................... 2,0

Die Gebühr für die nicht abgenommene eidesstattliche Versicherung wird nicht

erhoben, wenn diese deshalb nicht abgenommen wird, weil der Schuldner sie

innerhalb der letzten drei Jahre bereits abgegeben hat (§ 903 ZPO).

dd) Die bisherige Nummer 604 wird Nummer 605

und wie folgt gefasst: 

Nr. Gebührentatbestand Satz der

Festgebühr

nach § 9

Abs. 2

605 – Amtshandlung der in den Nummern 200, 206 bis 221, 250, 270 bis 301, 310,

400, 410 und 420 genannten Art ......................... 1,0

Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates
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Als Folge

a) sind in Artikel 1 Anlage (zu § 9)

aa) die Spaltenüberschrift „Gebührenbetrag“ durch

die Worte „Satz der Festgebühr nach § 9

Abs. 2“,

bb) in Nummern 100 und 302 jeweils die Angabe

„14,67 DM“ durch die Angabe „0,75“,

cc) in Nummern 101 und 600 jeweils die Angabe

„4,89 DM“ durch die Angabe „0,25“,

dd) in Nummern 200, 206, 210, 220, 310, 410 und

420 jeweils die Angabe „19,56 DM“ durch die

Angabe „1,0“,

ee) in Nummern 221 und 601 jeweils die Angabe

„39,12 DM“ durch die Angabe „2,0“,

ff) in Nummern 230, 250, 300 und 301 jeweils die

Angabe „78,23 DM“ durch die Angabe „4,0“,

gg) in Nummern 240, 242 und 400 jeweils die An-

gabe „146,69 DM“ durch die Angabe „7,5“,

hh) in Nummer 241 die Angabe „195,58 DM“

durch die Angabe „10,0“,

ii) in Nummer 270 die Angabe „58,67 DM“ durch

die Angabe „3,0“,

jj) in Nummern 401, 411 und 603 jeweils die An-

gabe „9,78 DM“ durch die Angabe „0,5“,

kk) in Nummer 430 die Angabe „2,93 DM“ durch

die Angabe „0,15“,

ll) in Nummer 500 die Angabe „29,34 DM“ durch

die Angabe „1,5“,

mm) in Nummer 602 die Angabe „48,90 DM“ durch

die Angabe „2,5“

zu ersetzen;

b) ist Artikel 3 wie folgt zu ändern:

aa) Nach Nummer 1 ist folgende Nummer 2 einzu-

fügen:

,2. In § 9 Abs. 2 wird die Angabe „19,56 DM“

durch die Angabe „10 Euro“ ersetzt.‘

bb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 und

wie folgt gefasst:

,3. In der Anlage (zu § 9) werden

a) in Nummer 700 die Angabe „0,98 DM“

durch die Angabe „0,50 EUR“,

b) in Nummer 700 die Angabe „0,29 DM“

durch die Angabe „0,15 EUR“,

c) in Nummern 710 und 711 jeweils die An-

gabe „9,78 DM“ durch die Angabe „5,00

EUR“,

d) in Nummer 711 die Angabe „4,89 DM“

durch die Angabe „2,50 EUR“,

e) in Nummer 711 die Angabe „14,67 DM“

durch die Angabe „7,50 EUR“,

f) in Nummern 711 und 713 jeweils die Angabe

„19,56 DM“ durch die Angabe „10,00

EUR“,

g) in Nummer 713 die Angabe „3,91 DM“

durch die Angabe „2,00 EUR“

ersetzt.‘

B e g r ü n d u n g

Zu Buchstabe a

Gemäß Artikel 1 (§ 9) in Verbindung mit der Anlage des

Gesetzentwurfs sind die nach den einzelnen Gebühren-

tatbeständen zu erhebenden Gebühren betragsmäßig

festgelegt. Aus Vereinfachungsgründen sollten die Ge-

bühren jedoch mittels eines Vervielfältigers der Fest-

gebühr bestimmt werden können. Dadurch wird der

gesetzgeberische Aufwand bei Gebührenanpassungen

vermindert, weil nicht eine Vielzahl von Beträgen, son-

dern nur der Betrag der Festgebühr zu ändern ist. Dieses

Berechnungssystem hat auch die gerichtliche Praxis bei

der Anhörung befürwortet. Der neue § 9 Abs. 2 legt die

Festgebühr mit 9,56 DM fest.

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa bis cc

Die Kostendeckungsquote fiir die Tätigkeit der Gerichts-

vollzieher ist bei weitem nicht ausreichend. Derzeit

werden durch Gebühreneinnahmen nur ca. 15% der tat-

sächlichen Kosten gedeckt. Ein Großteil der Vollstre-

ckungskosten wird somit von der Allgemeinheit getra-

gen.

Der Entwurf sieht zwar eine Gebührenerhöhung von ca.

10 bis 15 % vor. Dieses Erhöhungsvolumen ist aber zu

gering, um den Personal- und Sachaufwand, der durch

die Inanspruchnahme der Dienste der Gerichtsvollzieher

entsteht, annähernd abdecken zu können. Eine Erhöhung

des Gebührenvolumens um weitere 40 bis 50 % ist daher

im Interesse einer angemessenen Verbesserung des Kos-

tendeckungsgrades unverzichtbar. Diese Verbesserung

wird durch die in Buchstabe b vorgeschlagene Erhöhung

der Gebühren fur die Pfändung (Nummer 205), die Ab-

nahme der eidesstattlichen Versicherung (Nummer 260)

sowie die nicht erledigte Pfändung und die nicht erle-

digte Abnahme der eidesstattlichen Versicherung (Num-

mer 604 – neu – i. V. m. Nummern 205, 260) erreicht.

Die in dem Entwurf hierfür vorgesehenen Gebüh-

renbeträge von 29,34 DM (Nummer 205), 48,90 DM

(Nummer 260) bzw. 19,56 DM (Nummer 604 i. V. m.

Nummern 205, 260) sind angesichts des mit diesen

Amtshandlungen jeweils verbundenen Aufwands des

Gerichtsvollziehers unzureichend. Eine Anhebung der

Gebühren der Nummern 205 und 260 auf jeweils 58,67

DM sowie der Gebühren der Nummer 604 i. V. m. Num-

mern 205, 260 auf jeweils 39,12 DM ist daher geboten.

Die entsprechenden Regelungen sind in Buchstabe b

Doppelbuchstabe aa bis cc getroffen. Der dort jeweils

vorgesehene Satz der Festgebühr nach § 9 Abs. 2 (vgl.

die Änderung zu Buchstabe a) in Höhe von 3,0 und 2,0

entspricht den vorgenannten Gebührenbeträgen von

58,67 DM bzw. 39,12 DM. Die Erhöhung in Nummer
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604 (neu) soll zugleich dazu dienen, in den Fällen der

Anmerkung zu Nummer 604 (neu) einen gewissen Auf-

wand des Gerichtsvollziehers auszugleichen.

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe dd

Da für die nicht erledigte Pfändung und die nicht erle-

digte Abnahme der eidesstattlichen Versicherung mit

Nummer 604 (neu) ein eigenständiger Gebührentat-

bestand geschaffen wird (vgl. Buchstabe b Doppelbuch-

stabe cc), ist der Anwendungsbereich der bisherigen

Nummer 604 – wie in Nummer 605 vorgesehen – redak-

tionell entsprechend anzupassen.

Zu den Folgeänderungen

Als Folge der Änderung zu Buchstabe a sind in Artikel 1

Anlage (zu § 9) die Spaltenüberschrift „Gebührenbe-

trag“ durch die Wörter „Satz der Festgebühr nach § 9

Abs. 2“ und die DM-Beträge der einzelnen Gebührentat-

bestände – mit Ausnahme der bereits durch Buchstabe b

Doppelbuchstabe aa bis dd geregelten Nummern 205,

260, 604 (neu) und 605 – durch den entsprechenden Fak-

tor der Festgebühr zu ersetzen.

Mit den Folgeänderungen zu Artikel 3 werden die Fest-

gebühr des § 9 Abs. 2 und die DM-Beträge der Ausla-

gentatbestände des Abschnitts 7 der Anlage auf Euro

umgestellt. Eine entsprechende Anpassung der einzelnen

Gebührentatbestände der Abschnitte 1 bis 6 der Anlage

ist – anders als im Entwurf – nicht erforderlich, weil die

notwendige Umstellung auf Euro allein durch die Ände-

rung des § 9 Abs. 2 bewerkstelligt wird.

Inhaltliche Änderungen sind mit der Einfügung des § 9

Abs. 2 und den Folgeänderungen nicht verbunden.

3. Zu Artikel 1 (§ 12 und Anlage < zu § 9 > GvKostG)

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

aa) § 12 ist zu streichen.

bb) In der Anlage (zu § 9) ist in Abschnitt 4 nach der

Nummer 430 folgende Nummer 431 einzufügen: 

B e g r ü n d u n g

Der Entwurf sieht im Interesse der Vereinfachung, der

besseren Transparenz und wegen des gleichen – vom

Wert des Gegenstandes der Amtshandlung unabhängi-

gen – Aufwandes des Gerichtsvollziehers allgemein

Festgebühren vor. Lediglich für bestimmte Geschäfte

(Siegelungen, Vermögensverzeichnisse, Proteste und

ähnliche Geschäfte) wird wie im geltenden Recht auf

mehrere Vorschriften der Kostenordnung verwiesen und

damit an Wertgebühren festgehalten. Diese Regelung

widerspricht der Systematik der Neuordnung des Ge-

richtsvollzieherkostenrechts und stellt einen Fremdkör-

per im neuen Gerichtsvollzieherkostengesetz dar. Wegen

der besonderen Verhältnisse bei den Gerichtsvollziehern

ist es erforderlich, dass alle für ihre Tätigkeiten anzu-

wendenden Kostenbestimmungen in einem Gesetz zu-

sammengefasst werden. Es widerspricht der angestreb-

ten Vereinfachung des Gerichtsvollzieherkostenrechts,

dass die Gerichtsvollzieher nur wegen weniger Fälle

(allenfalls ca. 21 000 Fälle je Jahr im gesamten Bundes-

gebiet) auf die ihnen grundsätzlich fremde Kostenord-

nung zurückgreifen müssen. Zudem ist nach dem Ver-

einfachungsprinzip und aus Gründen der Einheitlichkeit

auch für die genannten Geschäfte eine Festgebühr sach-

gerecht. Die im Gesetzentwurf angegebenen Gründe

zwingen nicht dazu, an Wertgebühren festzuhalten. We-

gen der unterschiedlichen Organisationen erscheinen

auch abweichende Gebührenregelungen möglich, zumal

die vor allem ins Gewicht fallenden Wechsel- und

Scheckproteste nur in Einzelfällen von Notaren vorge-

nommen werden.

Es wird deshalb vorgeschlagen, § 12 GvKostG-E zu

streichen und in Abschnitt 4 der Anlage einen neuen

Gebührentatbestand mit dem 2,5fachen Satz der Festge-

bühr nach § 9 Abs. 2 GvKostG-E – neu – (entspricht

48,90 DM) einzustellen. Eine Gebühr in dieser Höhe

entspricht unter Berücksichtigung der strukturellen Än-

derungen des Gebührentatbestandes und der von den

Ländern geforderten stärkeren Erhöhung der Gerichts-

vollziehergebühren im Wesentlichen den durchschnittli-

chen Gebühreneinnahmen nach geltendem Recht und

dem durchschnittlichen Aufwand fur die Regelfälle, die

Nr. Gebührentatbestand Satz der Fest-

gebühr nach

§ 9 Abs. 2

431 – Aufnahme von Wechsel- und Scheckprotesten, 2,5

– Siegelungen und Entsiegelungen,

– Aufnahme von Vermögensverzeichnissen sowie Mitwirkung als 

Urkundsperson bei der Aufnahme von Vermögensverzeichnissen

(1) Enthält der Wechsel Notadressen, so wird die Gebühr für die Auf-

nahme eines jeden Protestes wegen der Verweigerung der Ehrenan-

nahme oder wegen unterbliebener Ehrenzahlung erhoben.

(2) Neben der Gebühr wird gegebenenfalls ein Zeitzuschlag nach

Nummer 500 erhoben.
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der Gebührentatbestand erfassen soll, nämlich die Wech-

sel- und Scheckproteste. Die vom Gebührentatbestand

erfassten weiteren Geschäfte kommen in der Praxis sehr

selten vor. Andererseits besteht insoweit ein Bedürfnis

für den Zeitzuschlag, da die Geschäfte nicht selten län-

gere Zeit in Anspruch nehmen.

Die in § 51 Abs. 4 Kostenordnung enthaltene Regelung,

wonach bei in Wechseln enthaltenen Notadressen für die

Aufnahme eines jeden Protestes wegen Verweigerung

der Ehrenannahme oder wegen unterbliebener Ehren-

zahlung eine Gebühr erhoben wird, soll als Anmerkung

mit der Maßgabe beibehalten werden, dass wegen des

gleichen Aufwands eine Gebührenermäßigung nicht

sachgerecht ist. Die in § 51 Abs. 3 und 5 Kostenordnung

enthaltenen Sonderregelungen sollen entfallen, um der

mit dem Gesetzentwurf angestrebten Vereinfachung (vor

allem Verzicht auf überzogene Einzelfallgerechtigkeit)

und seiner Systematik gerecht zu werden.

Die Aufnahme des neuen Gebührentatbestandes an

Stelle des § 12 löst einige Folgeänderungen aus, zu

denen auch gemäß der Systematik des Gesetzentwurfs

(vgl. Abschnitt 6 der Anlage) eine ermäßigte Gebühr für

die nicht erledigten Amtshandlungen gehören sollte.

4. Zu Artikel 1 (Anlage < zu § 9 > GvKostG)

In Artikel 1 sind in Nummer 602 das Wort „oder“ durch

ein Komma zu ersetzen und nach dem Klammerzusatz

„(Nummer 241)“ die Wörter „oder Übergabe an den Ver-

walter (Nummer 242)“ anzufügen.

B e g r ü n d u n g

Der Gesetzentwurf enthält keine Gebührenregelung für

den Fall der Nichterledigung einer Amtshandlung nach

Nummer 242. Mit der vorgeschlagenen, an § 25

GvKostG angelehnten Regelung wird der erforderliche

Gebührentatbestand geschaffen.

5. Zu Artikel 2 Abs. 6 (Änderung der JBeitrO)

In Artikel 2 ist Absatz 6 wie folgt zu fassen:

,(6) Die Justizbeitreibungsordnung in der im Bundes-

gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 365-1, veröf-

fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch

..., wird wie folgt geändert:

a) § 6 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) An die Stelle des Gerichtsvollziehers tritt der

Vollziehungsbeamte. Der Vollziehungsbeamte wird

zur Annahme der Leistung, zur Ausstellung von

Empfangsbekenntnissen und zu Vollstreckungshand-

lungen durch einen schriftlichen Auftrag der Vollstre-

ckungsbehörde ermächtigt. Aufträge, die mit Hilfe

automatischer Einrichtungen erstellt werden, werden

mit dem Dienstsiegel versehen; einer Unterschrift be-

darf es nicht. Der Vollziehungsbeamte hat im Auftrag

der Vollstreckungsbehörde auch die in § 840 Abs. 1

der Zivilprozessordnung bezeichneten Erklärungen

entgegenzunehmen. Die in § 845 der Zivilprozess-

ordnung bezeichnete Benachrichtigung hat der Voll-

ziehungsbeamte nach den Vorschriften der Zivilpro-

zessordnung über die Zustellung auf Betreiben der

Parteien zuzustellen.“

b) § 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung

beantragt die Vollstreckungsbehörde bei dem zustän-

digen Gerichtsvollzieher; die Vollstreckung in unbe-

wegliches Vermögen beantragt sie bei dem zuständi-

gen Amtsgericht.“

c) In § 11 Abs. 2 werden die Wörter „Gesetzes über

Kosten der Gerichtsvollzieher“ durch das Wort „Ge-

richtsvollzieherkostengesetzes“ ersetzt.'

B e g r ü n d u n g

Zu Buchstabe a

Buchstabe a sieht eine aus Praktikabilitätsgründen erfor-

derliche Vereinfachung in § 6 Abs. 3 der Justizbeitrei-

bungsordnung vor. Die im Entwurf ohnehin vorgesehene

Änderung der Justizbeitreibungsordnung soll dazu ge-

nutzt werden, eine ausdrückliche Regelung für die mit

Hilfe automatischer Einrichtungen erstellten Aufträge

aufzunehmen, die es erlaubt, aus Rationalisierungsgrün-

den auf das Erfordemis einer eigenhändigen Unterschrift

zu verzichten. Grundlage fur die Vollstreckungstätigkeit

des Vollziehungsbeamten bildet ein schriftlicher Auftrag

der Vollstreckungsbehörde. Eine besondere gesetzliche

Festlegung der Merkmale der Schriftform enthält die

Justizbeitreibungsordnung nicht. Die Vorschrift des

§ 126 BGB, wonach die gesetzliche Schriftform nur bei

eigenhändiger Namensunterschrift gewahrt ist, kann

nicht herangezogen werden, weil sie nur für das bürger-

liche Recht gilt. In der Rechtsprechung wird dennoch die

Auffassung vertreten, dass die Schriftform auch im Pro-

zessrecht nur gewahrt sei, wenn der Auftrag unterschrie-

ben ist. Damit solle sichergestellt werden, dass das

Schriftstück mit Wissen und Wollen einer hierzu vertre-

tungsberechtigten Person in den Rechtsverkehr gelangt

und es sich nicht nur um einen Entwurf handelt. Diese

strengen Formerfordernisse stehen den Rationalisie-

rungsinteressen der Vollstreckungsbehörden entgegen.

Ein effektiver Einsatz moderner Datentechnik kann nur

gewährleistet werden, wenn die strengen Formerforder-

nisse eingeschränkt werden. Da dem Schutzzweck der

eigenhändigen Unterschrift und den Belangen des

Schuldnerschutzes bei EDV-Einsatz auf andere Weise

Rechnung getragen werden kann, soll der neue Satz 3 in

Anlehnung an § 658 Abs. 2, § 703b Abs. 1 ZPO die

Möglichkeit eröffnen, bei schriftlichen Aufträgen auf die

Unterschrift zu verzichten.

Die vom Bundesministerium der Justiz und den Landes-

justizverwaltungen einhellig befürwortete Regelung

konnte aus zeitlichen Gründen im Rahmen der Beratun-

gen zur 2. Zwangsvollstreckungsnovelle im Rechtsaus-

schuss des Deutschen Bundestages seinerzeit nicht reali-

siert werden.

Zu Buchstabe b

Die Änderung von § 7 Satz 1 der Justizbeitreibungsord-

nung durch Buchstabe b ist eine Folge der Übertragung
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des Verfahrens über die eidesstattliche Versicherung

auf den Gerichtsvollzieher durch die 2. Zwangsvoll-

streckungsnovelle vom 17. Dezember 1997 (BGB1.I

S. 3039).

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der

Neufassung des GvKostG.

6. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat stellt fest, dass mit der jetzt vorgesehenen

Gebührenerhöhung noch keine Kostendeckung erreicht

wird. Er fordert die Bundesregierung auf, mit einer wei-

teren Gebührenanpassung mittelfristig zu der gebotenen

vollen Kostendeckung zu gelangen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun-

desrates wie folgt Stellung:

Zu Nummer 1 (Artikel 1 – § 2 Abs. 1 nach Satz 1 – neu –

GvKostG-E)

Einer einseitigen Einschränkung der Kostenfreiheit zu Las-

ten des Bundes kann nicht zugestimmt werden.

Sowohl nach dem Gerichtskostengesetz und der Kostenord-

nung als auch nach dem Gesetz über Kosten der Gerichts-

vollzieher sind der Bund und die Länder von der Zahlung

der Kosten befreit. Nach der Justizverwaltungskostenord-

nung sind der Bund und die Länder von der Zahlung der

Gebühren befreit. Die Kosten- und die Gebührenbefreiun-

gen dienen in erster Linie der Verwaltungsvereinfachung

und beruhen auf Gegenseitigkeit. Sie können nur im Zusam-

menhang aller Kostenbefreiungsregelungen im Bereich des

Justizkostenrechts gesehen werden.

Es ist zwar richtig, dass der Bund keine Vollstreckungsor-

gane hat, die von den Ländern kostenlos in Anspruch ge-

nommen werden können. Andererseits erbringt auch der

Bund Leistungen für die Länder, denen keine Gegenleistun-

gen der Länder gegenüberstehen. So werden z. B. Füh-

rungszeugnisse und Auskünfte aus dem Bundeszentralregis-

ter und aus dem Gewerbezentralregister, die beide vom

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof geführt wer-

den, den Behörden der Länder (einschließlich der Justiz-

behörden) kostenlos erteilt.

Der Vorschlag des Bundesrates würde die auf Gegenseitig-

keit beruhende Kosten- bzw. Gebührenbefreiungsregelung

für bestimmte Vollstreckungsverfahren einseitig gegenüber

dem Bund einschränken. Eine Änderung der entsprechen-

den Regelungen kann nur dann in Betracht kommen, wenn

diese nicht einseitig den Bund betreffen.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 – § 9 Abs. 2 – neu – und Anlage

<zu § 9> GvKostG-E)

Dem Vorschlag kann wegen des Umfangs der geforderten

Erhöhung einzelner Gebühren nicht zugestimmt werden. Im

Hinblick auf die vorgeschlagenen strukturellen Änderungen

wird dem Vorschlag widersprochen.

a) Zur Gebührenhöhe

Der Bundesrat fordert eine Erhöhung bestimmter Gebüh-

ren des Regierungsentwurfs, die nach der Begründung

seines Vorschlags zu einer weiteren Erhöhung von 40 bis

50 % gegenüber dem im Regierungsentwurf vorgesehe-

nen Erhöhungsvolumen von 10 bis 15 % führen sollen.

Allein die vorgeschlagene Verdoppelung der Gebühr für

die nicht erledigte Pfändung von 10 € (Nummer 604 KV

in der Fassung des Regierungsentwurfs) auf 20 € führt zu

einer weiteren Erhöhung um ca. 40 %, weil nach dem Er-

gebnis der von den Ländern durchgeführten Erhebungen

ca. 40 % der Amtshandlungen der Gerichtsvollzieher auf

nicht erledigte Pfändungen entfallen. Unter Berücksichti-

gung der weiteren geforderten Erhöhungen (Pfändung:

+100 %, eidesstattliche Versicherung: +20 %, nicht ab-

genommene eidesstattliche Versicherung: +100 %) dürf-

ten die Forderungen des Bundesrates gegenüber dem Re-

gierungsentwurf zu zusätzlichen Mehreinnahmen von

mindestens 50 % führen.

Zur Begründung verweist der Bundesrat darauf, dass der-

zeit nur ca. 15 % der tatsächlichen Kosten durch die Ge-

bühreneinnahmen gedeckt würden. Diese Zahl ist irre-

führend, weil der Bundesrat in seine Berechnung

offenbar die Sachkosten nicht mit einbezogen hat. Nach

den von Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen

mitgeteilten Zahlen ergeben sich folgende Kosten je Ge-

richtsvollzieher:

Den Gesamtkosten stehen Einnahmen in Höhe von rund

110 000 DM je Gerichtsvollzieher gegenüber. Demnach

liegt die Kostendeckungsquote mit über 50 % in der glei-

chen Größenordnung wie bei der ordentlichen Gerichts-

barkeit insgesamt. Vor diesem Hintergrund lässt sich eine

so starke Erhöhung der Gerichtsvollziehergebühren, wie

sie der Bundesrat fordert, wohl kaum begründen.

In dem vom Bundesrat am 5. Februar 1999 beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gerichtskos-

tengesetzes und anderer Gesetze (Drucksache 14/598) ist

noch eine Erhöhung der Gerichtsvollziehergebühren um

36 % vorgesehen. Aus welchem Grund dieses Erhö-

hungsvolumen nunmehr um nochmals etwa 50 % erhöht

werden soll, ist nicht dargelegt.

Bereits der in dem genannten Bundesratsentwurf vorge-

schlagenen Erhöhung der Gerichts- und Gerichtsvollzie-

hergebühren ist die Bundesregierung entgegengetreten.

Sie hat in ihrer Stellungnahme ausgeführt, dass die vor-

geschlagenen Gebührenerhöhungen der wieder angelau-

fenen Konjunktur schaden würden. Neben der in diesem

Entwurf vorgeschlagenen Erhöhung der Gebühren für

das Mahnverfahren würde insbesondere die Erhöhung

der Gerichtsvollziehergebühren zu einer erheblichen Be-

lastung gerade der mittelständischen Wirtschaft führen.

Weiter heißt es in dieser Stellungnahme:

„Solche Belastungen stünden im Widerspruch zur erklär-

ten Politik der Bundesregierung, die eine Entlastung der

mittelständischen Unternehmen anstrebt. ... Besonders

die Unternehmen in den neuen Bundesländern klagen

über Schwierigkeiten, ihre Forderungen zu realisieren.

Wegen ihrer niedrigen Eigenkapital- und Liquiditätsaus-

stattung sind sie von Forderungsausfällen besonders hart

betroffen, so dass schon kleinere Ausfälle existenzbe-

drohlich sein können. Ebenfalls hart getroffen würden

solche Bürgerinnen und Bürger, die unverschuldet in eine

Notlage geraten sind, z. B. weil sie ihren Arbeitsplatz

verloren haben. Die nachhaltige Erhöhung der Gebühren

Bürokosten 105 000,00 DM

Personalkosten 110 000,00 DM

Gesamtkosten 215 000,00 DM
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für das Mahnverfahren und die Zwangsvollstreckung

würde zu einem weiteren Anwachsen ihrer Schulden bei-

tragen. Auch im Hinblick auf die Situation in den neuen

Ländern ist besonderes Augenmaß bei den Gerichts- und

Gerichtsvollzieherkosten zu wahren, insbesondere mit

Rücksicht auf die dortigen Einkommensverhältnisse und

die Akzeptanz der rechtsstaatlichen Justiz.

Schließlich hätten Gebührenerhöhungen im vorgeschla-

genen Umfang negative Auswirkungen auf die Preissta-

bilität.“

Diese Gründe gelten für die Bundesregierung unverän-

dert fort.

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Erhöhungen führen

zum Teil auch zu unangemessenen Ergebnissen. So soll

die Gebühr für die Pfändung (Nummer 205 KV) von 15

auf 30 € (58,67 DM) erhöht werden. Damit würden Pfän-

dungen teurer als das gesamte Erkenntnisverfahren mit

einem Streitwert bis 600 DM, das mit einem Vergleich

endet. Hierfür ist nach Nummer 1202 des Kostenver-

zeichnisses zum Gerichtskostengesetz eine Gebühr in

Höhe von 50 DM zu erheben. Die nach dem Vorschlag

des Bundesrates von 10 auf 20 € zu erhöhende Gebühr

für die nicht erledigte Pfändung (Nummer 604 KV in der

Fassung des Regierungsentwurfs) dürfte beispielsweise

in den recht häufigen Fällen, in denen der Gerichtsvoll-

zieher dem Auftraggeber lediglich mitteilt, dass er den

Auftrag als zurückgenommen betrachtet, weil damit zu

rechnen sei, die Zwangsvollstreckung werde fruchtlos

verlaufen, in keinem angemessenen Verhältnis zur Leis-

tung stehen. Hinsichtlich der vorgeschlagenen Erhöhung

der Gebühr für die Abnahme der eidesstattlichen Versi-

cherung (Nummer 260 KV) von 25 auf 30 € sei nur daran

erinnert, dass bis zur Übertragung dieser Verfahren auf

den Gerichtsvollzieher zum 1. Januar 1999 für das Ver-

fahren vor dem Vollstreckungsgericht 35 DM zu erheben

waren; Auslagen wurden nicht gesondert erhoben. Die

Gerichtsvollzieher sollen neben der Gebühr die Auslagen

bzw. die Gebühr für die Zustellung gesondert erheben.

Schließlich wird darauf hingewiesen, dass der Rechtsaus-

schuss des Deutschen Bundestages bei der Beratung des

Kostenrechtsänderungsgesetzes 1994 bereits eine vom

Bundesrat über den damaligen Regierungsentwurf hin-

ausgehende Erhöhung der Gerichtsvollziehergebühren

mit der Begründung abgelehnt hat, er halte die aus den

Vorschlägen des Regierungsentwurfs resultierenden Stei-

gerungen für eine angemessene Zurückführung des Zu-

schussbedarfs der Länder, bei der eine Kostenbarriere für

die Zwangsvollstreckung noch nicht zu besorgen sei

(Drucksache 12/7657 S. 103).

b) Zur Umstellung von Festgebühren auf eine Faktor-

regelung

Der Bundesrat schlägt „aus Vereinfachungsgründen“ an

Stelle von Festgebühren eine Faktorregelung vor. Bereits

bei ihrer 64. Konferenz im Juni 1993 in Dresden haben

die Justizministerinnen und -minister festgestellt, dass

eine Vereinfachung des Kostenrechts dringend erforder-

lich sei. Sie haben ihre Auffassung auf der 68. Konferenz

im Juni 1997 in Saarbrücken bekräftigt. Zur Entlastung

der Rechtspflege seien eine grundlegende Überarbeitung

der Struktur und eine Gesamtreform des Justizkosten-

rechts notwendig, die umgehend in Angriff genommen

werden müssten. Ziel sei die Schaffung eines einfachen,

die Übersichtlichkeit, Anwendbarkeit und Verständlich-

keit wesentlich verbessernden Justizkostenrechts. Wäh-

rend der Regierungsentwurf diesem Anliegen Rechnung

trägt, führen die Vorschläge des Bundesrates zu einer er-

schwerten Anwendung des Gesetzes durch die Praxis.

Für den Gesetzgeber sind die Vorschläge im Hinblick auf

eine spätere Anpassung der Gebühren zu unflexibel.

Bei der Faktorregelung ist die konkrete Gebühr nicht

mehr aus dem Kostenverzeichnis unmittelbar ablesbar,

sondern muss durch Multiplikation des einzelnen Gebüh-

renfaktors mit der Grundgebühr errechnet werden. Diese

Regelungstechnik kommt dem geltenden Wertgebühren-

system, bei dem die jeweilige Gebühr notwendigerweise

aus dem Zusammenwirken von Wert und Gebührensatz

ermittelt wird, sehr nahe. Die Länder und die Praxis ha-

ben das Wertgebührensystem für die Praxis der Gerichts-

vollzieher jedoch als zu aufwendig kritisiert.

Die Faktorlösung bewirkt, dass nach einer Änderung der

Festgebühr krumme Gebührenbeträge entstehen, die sich

nicht mehr einprägen. Zur Ermittlung einer konkreten

Gebühr für eine Amtshandlung müssen Taschenrechner

oder von Verlagen herausgegebene Gebührenübersichten

benutzt werden. Die Problematik wird bei den bis zur

Umstellung auf Euro geltenden DM-Gebühren deutlich.

Um die jeweilige Gebühr zu ermitteln, muss die Festge-

bühr von 19,56 DM mit dem jeweiligen Faktor des Kos-

tenverzeichnisses multipliziert werden. Die Regelung

führt für die Nummer 430 KV zum Beispiel zu einer Ge-

bühr in Höhe von 2,934 DM. Für diese Fälle fehlt eine

Rundungsvorschrift, weil es sonst bei dem mehrfachen

Anfall solcher Gebühren unklar bliebe, ob jede Gebühr

oder erst die Summe der Gebühren zu runden wäre.

Der Hinweis in der Begründung des Bundesrates, dass

auch die Praxis das Berechnungssystem begrüße, ist irre-

führend. Die Praxis ist im Rahmen der Vorbereitung des

Entwurfs zu den Alternativen Wertgebührensystem oder

Faktorlösung, nicht jedoch zu konkreten Festgebühren

gehört worden. Aufgrund des Wunsches der Praxis nach

einer möglichst einfach handhabbaren Regelung hat die

Bundesregierung Festgebühren vorgeschlagen.

Die Begründung des Bundesrates, der gesetzgeberische

Aufwand bei Gebührenanpassungen werde vermindert,

ist unzutreffend, weil eine flexible Anpassung der Ge-

bühren erschwert wird. Eine Änderung der Festgebühr

würde zur einer gleichmäßigen Anpassung aller Gebüh-

ren führen, die nicht immer gewollt ist. Es werden Fälle

auftreten, in denen nur einzelne Gebühren angepasst wer-

den müssen oder einzelne Gebühren von der Anpassung

ausgenommen werden sollen. So steht zum Beispiel die

Höhe der Gebühr für die persönliche Zustellung (Num-

mer 100 KV) in Relation zu dem Entgelt für die Zustel-

lung durch die Post. Um einen solchen Änderungsbedarf

umzusetzen, müsste der Faktor im Kostenverzeichnis

verändert werden. Dadurch entstehen wiederum krumme

und eine Vielzahl von unterschiedlichen Faktoren, die die

Ermittlung der einzelnen Gebühr weiter erschwert.
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Der vorliegende Entwurf sieht erstmals Festgebühren

vor. Um für die einzelnen Amtshandlungen angemessene

Gebühren vorschlagen zu können, sind zahlreiche Ge-

spräche mit Gerichtsvollziehern geführt worden. Ferner

hat die Praxis bei der Vorbereitung des Entwurfs auch zur

Höhe der einzelnen Gebühren Stellung genommen.

Gleichwohl lässt sich nicht ausschließen, dass eine völlig

neue Gebührenstruktur Anlass geben kann, bei späteren

Änderungen Korrekturen an der Höhe einzelner Gebüh-

ren, insbesondere an deren Verhältnis zueinander, vorzu-

nehmen. Eine Änderung einzelner Gebühren würde je-

doch, wie bereits dargestellt, eine Änderung der Faktoren

notwendig machen.

Die Vorbereitung eines Änderungsgesetzes würde zudem

aufwendiger als bei der von der Bundesregierung vorge-

schlagenen Struktur, weil in der Begründung eines Ent-

wurfs im Einzelnen dargestellt werden müsste, wie sich

eine Änderung der Grundgebühr auf die Höhe der einzel-

nen Gebühren auswirken würde.

Zu Nummer 3 (Artikel 1 – § 12 und Anlage <zu § 9> Gv-

KostG-E)

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich Vorschläge zur

weiteren Vereinfachung des vorliegenden Entwurfs. Gleich-

wohl vermag sie diesem Vorschlag des Bundesrates nicht

zuzustimmen.

Die in § 12 des Entwurfs genannten Amtshandlungen wer-

den sowohl von Gerichtsvollziehern als auch von Notaren

erbracht. Für die Notare bestimmen sich die Gebühren nach

der Kostenordnung. Es lässt sich auch mit dem erklärten

Ziel der Vereinfachung des Kostenrechts nicht rechtfertigen,

dass für die gleichen Amtshandlungen verschiedener

Rechtspflegeorgane völlig unterschiedliche Gebühren erho-

ben werden sollen. Dies würde zu willkürlichen Ergebnis-

sen führen.

Die auch nach Auffassung der Bundesregierung mögliche

Vereinfachung der Gebührenregelung in den hier in Rede ste-

henden Fällen sollte daher erst im Rahmen einer Gesamtno-

vellierung der Kostenordnung erfolgen. Die Gesamt-

novellierung der Kostenordnung ist – wie auch der

vorliegende Entwurf – Teil einer umfassenden Kostenstruk-

turreform, die alle Kostengesetze einschließt und nach und

nach umgesetzt werden soll.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 – Anlage <zu § 9> GvKostG-E)

Dem Vorschlag wird zugestimmt.

Zu Nummer 5 (Artikel 2 Abs. 6 – Änderung der JBeitrO)

Dem Vorschlag wird zugestimmt.

Zu Nummer 6 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Auf die Gegenäußerung zu Nummer 2 Buchstabe a wird

verwiesen.
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